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Vorwort

Vorwort

Der wirtschaftliche Aufstieg Chinas nahm seinen Ursprung 
in der graduellen und vorsichtigen Einführung von marktwirt-
schaftlichen Elementen wie Privateigentum, freier Preisbildung 
und Freihandel in ein kommunistisches Wirtschaftsregime. 
Man könnte daher das „chinesische Wirtschaftswunder“, 
im Zuge dessen Abermillionen aus bitterster Armut befreit 
wurden, als eine der größten marktwirtschaftlichen Erfolgs-
geschichten bezeichnen. Hoffnungen auf eine vollständige 
wirtschaftliche Liberalisierung des nach mancher Messung 
schon jetzt größten Wirtschaftsraums der Welt haben sich 
gleichwohl nicht erfüllt – von einer demokratischen Öffnung 
ganz zu schweigen. 

Ohne jeden Zweifel birgt es für Europa wirtschaftspoli-
tische Herausforderungen, dass in China nach anderen Re-
geln gespielt wird, und dass die Wirtschaft des chinesischen 
Staatskapitalismus nicht zwangsläufi g nur wirtschaftliche In-
teressen verfolgt. Man kann sich jedoch zuweilen des Ein-
drucks nicht erwehren, dass es dem einen oder anderen gar 
nicht schnell genug gehen kann, den europäischen Wirt-
schaftsraum endlich etwas chinesischer zu gestalten. Schon 
seit Längerem immer lauter zu vernehmende Rufe nach mehr 
Staat haben sich durch Corona noch verstärkt. In vielen Fäl-
len haben die wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie 
eine staatliche Rettung wohl erforderlich oder zumindest ver-
tretbar gemacht, aber in manchen womöglich nur den nöti-
gen Vorwand geliefert.

Statt sich beispielsweise auf eine gerne maximal groß-
zügige öffentliche Förderung der Suche nach einem Impfstoff 
gegen Corona zu beschränken, deren Mittel allen erfolgsver-
sprechenden Projekten offenstehen, verfolgt man nun auch 
selektive Staatsbeteiligungen: Der deutsche Steuerzahler 
ist stolzer Miteigentümer des Unternehmens Curevac. Auch 
der milliardenschwere „europäische Wiederaufbau“ soll nach 
dem Willen Frankreichs und Deutschlands nicht zuletzt der 
selektiven Förderung politisch ausgewählter „Champions“ 

dienen. Die Gefahr besteht, dass dieser zweifelhafte Titel am 
Ende nur auf Grund von Größe und vergangener Meriten ver-
geben wird, und dass Innovationen und globaler Erfolg euro-
päischer Unternehmen durch eine Aushöhlung von Wettbe-
werbskräften langfristig erschwert werden.

Stattdessen bedarf es im vielzitierten Systemwettbe-
werb zwischen China und der EU klar defi nierter und für 
protektionistische Einzelinteressen möglichst wenig anfäl-
liger Schutzinstrumente sowie offensiver Antworten auf chi-
nesische Innovationsanstrengungen. Dabei bleibt zu hoffen, 
dass Deutschland das Gewicht der anstehenden EU-Rats-
präsidentschaft nutzt, um bei der Aushandlung von Höhe und 
Verteilung der europäischen Finanzhilfen zur Bewältigung der 
Corona-Krise auch darauf zu pochen, dass die Stärken des 
eigenen wettbewerblichen und marktwirtschaftlichen Sys-
tems nicht dauerhaft untergraben werden. Fatal wäre es, 
wenn sich am Ende eine europäische Kirchturmpolitik durch-
setzen sollte, die von der Vorstellung geleitet wird, dass nur 
europäische Unternehmen, europäische Technologien und 
europäische Investitionen zum Wohlstand in Europa beitra-
gen können. Dies zu verhindern, könnte die wohl größte He-
rausforderung im Kontext des Systemwettbewerbs mit China 
sein.

Wir danken der informedia-Stiftung für die Förderung dieser 
Publikation.

Prof. Dr. Michael Eilfort

Vorstand 
der Stiftung Marktwirtschaft

Vorstand 
der Stiftung Marktwirtschaft

Prof. Dr. Bernd Raffelhüschen
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Einleitung

1 Einleitung

Der europäische Blick auf den wirtschaftlichen Aufstieg Chi-
nas ist ein zunehmend angstvoller. Durch die Corona-Krise 
noch verstärkt werden Sorgen, Europa könne angesichts 
industrieller und digitaler Entwicklungssprünge in China in 
unheilvolle Abhängigkeiten geraten und einen unwiederbring-
lichen Bedeutungsverlust erleiden. Ohne jeden Zweifel birgt 
der zunehmend selbstbewusst artikulierte chinesische Füh-
rungsanspruch auf geopolitischer Ebene zahlreiche Heraus-
forderungen, sei es im Hinblick auf die Verteidigung freiheit-
licher und demokratischer Grundwerte oder die Außen- und 
Sicherheitspolitik. Vor diesem Hintergrund sind Appelle zu 
verstehen, Europa müsse „die Sprache der Macht lernen“1, 
und Warnungen zu vernehmen, dass China auch ein „wirt-
schaftlicher Konkurrent in Bezug auf technologische Führung 
und ein Systemrivale“2 sei. 

Eine pauschale Übertragung einer geopolitischen Ri-
valität auf den wirtschaftlichen Bereich ist dennoch wenig 
ratsam, weil sie sich schnell als schiefe Ebene in Richtung 
Protektionismus erweisen kann. Ähnliches gilt für Forde-
rungen nach mehr „Souveränität“ Europas mit wahlweise 
wechselnden, vorangestellten Adjektiven – von wirtschaftlich 
über technologisch bis hin zu digital.3 Souveränität, verstan-
den als die Fähigkeit zu eigenständigem, unabhängigem und 
selbstbestimmtem Handeln und Entscheiden, klingt so gut, 
wie es als wirtschaftspolitisches Leitbild mangels Konkretheit 
wenig hilft. Wo liegt denn das souveräne Optimum auf dem 
Spektrum von Abhängigkeit und Ausgeliefertsein auf der ei-
nen und Abschottung und Autarkie auf der anderen Seite? 

Auch die vielzitierte Losung eines Systemwettbewerbs 
zwischen China und Europa sollte nicht überdehnt werden. 
Die Unvereinbarkeit eines autoritären Ein-Parteien-Systems 
in China und europäischen, freiheitlichen Demokratien ist auf 
politischer Ebene zwar ebenso unstrittig wie der wesentlich 
ausgeprägtere staatliche Einfl uss auf das wirtschaftliche Ge-
schehen in China. Dennoch sind dortiges wirtschaftliches 
Wachstum und innovatorische Erfolge oft genug auf markt-
wirtschaftliche Elemente und unternehmerische Leistungen 

zurückzuführen. Gleichzeitig ist auch der europäische Wirt-
schaftsraum – zumal seit der Corona-Krise – alles andere als 
frei von zuweilen fragwürdigen Staatseingriffen und -beteili-
gungen. Realistischer als eine strikte Einteilung in Staatskapi-
talismus auf der einen und ein rein marktwirtschaftliches und 
wettbewerbliches System auf der anderen Seite ist daher 
ein graduelles Spektrum, mit einer in Ziel und Umfang variie-
renden Rolle des Staates.4  

Vor diesem Hintergrund wird in Kapitel 2 der vorlie-
genden Pub likation das vor wachsenden Herausforderungen 
stehende chinesische Wirtschaftsmodell analysiert. Dessen 
langfristiger Erfolg ist alles andere als sicher und deshalb ist 
es umso entscheidender, im Kontext des Systemwettbe-
werbs Trugschlüsse zu vermeiden, mit denen die Stärken 
des eigenen, stärker wettbewerblich geprägten Systems aufs 
Spiel gesetzt würden (Kapitel 3). 

Der politische Impuls, europäische Unternehmen vor 
negativen Einfl üssen des chinesischen Staatskapitalismus 
schützen zu wollen, ist zwar verständlich. Die Ausgestaltung 
von konkreten Maßnahmen und Instrumenten, mit denen 
mögliche Wettbewerbsverzerrungen durch Unternehmen 
aus China (Kapitel 4), durch chinesische Investitionstätigkeit 
(Kapitel 5) oder im Bereich der öffentlichen Auftragsvergabe 
(Kapitel 6) verhindert werden sollen, stellt aber immer eine 
schma le Gratwanderung dar. Hinterfragt werden muss nicht 
nur die Validität vorgebrachter Abwehrargumente, sondern es 
muss auch das Risiko des protektionistischen Missbrauchs 
ausgeweiteter Schutzinstrumente bedacht werden. 

Abseits potenzieller Defensivinstrumente gilt es, eine 
mögliche offensive Antwort auf chinesische Innovationsan-
strengungen zu fi nden. Dabei sollte eine selektive Förderung 
einzelner industriepolitischer Projekte jedoch möglichst ver-
mieden werden (Kapitel 7) und vielmehr auf die Stärkung von 
Kompetenzen, eine sorgfältige Analyse der staatlichen Rolle 
im Innovationsprozess und die Verbesserung von Handlungs-
bereitschaft und -fähigkeit in geopolitischen Kernbereichen 
gesetzt werden (Kapitel 8).

1     So die EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen in ihrer Europa-Rede bei der Konrad-Adenauer-Stiftung am 8. November 2019.
2     Vgl. Europäische Kommission/HV (2019), S. 1.
3     Vgl. beispielhaft Leonard et al. (2019) oder Europäische Kommission (2020a).
4     Vgl. Ferguson (2012).
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5     Vgl. für einen wirtschaftshistorischen Überblick Yao (2014) sowie Zilibotti (2016).
6     Vgl. ebenfalls Yao (2014) für eine Analyse der politökonomischen und institutionellen Erklärungen des wirtschaftlichen Erfolg Chinas. Anekdotische Evidenz für 

auf Wirtschaftsindikatoren beruhende Meritokratie im politischen System Chinas liefert die Karriere des jetzigen Staatspräsidenten Xi Jinping, für die außerge-
wöhnlich hohe Wachstumsraten der von ihm geführten Provinz Zhejiang förderlich gewesen sein sollen, vgl. Zilibotti (2016).

2 Das chinesische Wirtschaftsmodell

Zu den Kernmerkmalen des wirtschaftlichen Aufstiegs Chi-
nas gehören eine enorm hohe Bedeutung von Investitionen, 
ein beschleunigter Strukturwandel, der durch die Verlage-
rung von Arbeitskräften in produktivere Wirtschaftssektoren 
und Unternehmen gekennzeichnet ist, eine konsequente 
Export orientierung sowie die Attrahierung ausländischer Di-
rektinvestitionen in Sonderwirtschaftszonen mit dem Ziel, den 
technologischen Aufholprozess zu beschleunigen.5 Der mit 
dem unter Deng Xiaoping in den späten 1970er Jahren be-
gonnene Reformprozess einer graduellen Einführung markt-
wirtschaftlicher Elemente in ein bis dato kommunistisches 
Wirtschaftssystem hat dabei zu erheblichen Wohlstandsge-
winnen geführt. Zumindest gemessen in Pro-Kopf-Größen ist 
der wirtschaftliche Aufholprozess auf führende Industrielän-
der zudem alles andere als abgeschlossen (vgl. Abbildung 1). 

Die mit dem wirtschaftlichen Fortschritt verbundenen 
Hoffnungen auf eine demokratische Öffnung und rasche Voll-

endung marktwirtschaftlicher Reformen, mit denen insbeson-
dere der Beitritt Chinas zur Welthandelsorganisation (WTO) 
im Jahr 2001 verbunden war, erfüllten sich hingegen nicht. 
Vielmehr verfestigte sich ein Staatskapitalismus, in dem so-
wohl der nicht demokratisch legitimierte Machtanspruch der 
Kommunistischen Partei als auch individuelle Karrieren von 
(Lokal-)Politikern zu großen Teilen auf der Fähigkeit beruhen, 
hohe Wachstumsraten zu erzielen.6 Noch immer nehmen die 
staatliche Steuerung des wirtschaftlichen Geschehens sowie 
die politische Kontrolle nicht nur von Staatsunternehmen eine 
wesentlich bedeutendere Rolle ein, als dies in den marktwirt-
schaftlich geprägten Ländern Europas der Fall ist.

Ungeachtet politökonomischer Besonderheiten ent-
spricht der Verlauf des chinesischen Wirtschaftswachs-
tums in großen Teilen dem in anderen asiatischen Ländern 
erprobten Erfolgsrezept einer investitionsgetriebenen, ex-
portorientierten und durch aktive staatliche Industriepolitik 

Abbildung 1: 
Reales BIP pro Kopf in Kaufkraftparität 
(2011 US-Dollar)

Quelle: World Penn Tables 9.1, eigene Berechnungen.
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angetriebenen Industrialisierung. In diesem Kontext stellt Ab-
bildung 2 die Entwicklung des realen BIPs pro Kopf Chinas, 
Japans und Südkoreas vom jeweiligen Startpunkt des durch 
hohe Wachstumsraten gekennzeichneten Aufholprozesses 
dar. Dabei zeigt sich, dass Chinas Entwicklung bislang so-
gar tendenziell hinter der Transformationsgeschwindigkeit 
der asiatischen Nachbarstaaten zurückbleibt. Bezeichnen-
derweise führte auch der wirtschaftliche Fortschritt Japans 
in den 1980er-Jahren zu politischen Ängsten in den USA und 
in Europa vor einer dauerhaften japanischen Dominanz, die 
in Tenor und Inhalt an die heutigen Debatten erinnern.7 Sie 
bewahrheiteten sich jedoch nicht und wirken aus heutiger 
Perspektive angesichts des in Japan seit Jahrzehnten eher 
schleppenden Wachstums maßlos überzogen.

Betrachtungen auf Basis von Pro-Kopf-Größen kann 
gleichwohl entgegengehalten werden, dass sie angesichts 

der schieren Größe der chinesischen Volkswirtschaft für die 
Beurteilung weltwirtschaftlicher Implikationen nur bedingt 
aussagekräftig sind. Zudem verdeckt die Betrachtung natio-
naler Kennzahlen zur Wirtschaftsleistung ein enormes inner-
chinesisches Wohlstandsgefälle. Prosperierenden Metropol-
regionen stehen Provinzen im chinesischen Inland gegenüber, 
die von der wirtschaftlichen Entwicklung des Landes wesent-
lich weniger profi tiert haben.8 

Der entscheidende Punkt ist jedoch ein anderer: Die Rea-
lisierung der ohne jeden Zweifel bestehenden Wachstums-
potenziale ist auch in China mit wachsenden Herausforde-
rungen verbunden und erfordert den Übergang von einem 

2.1 Wachsende Herausforderungen

7     Vgl. Irwin (2020). Heute fast völlig vergessen ist auch, dass selbst das hohe Wirtschaftswachstum der Sowjetunion in den 1960er Jahren zeitgenössische Beob-
achter – darunter der spätere Nobelpreisträger für Wirtschaft Paul Samuelson – zu der Prognose wirtschaftlicher Dominanz durch das vermeintlich überlegene 
sowjetische Wirtschaftsmodell verleitete; vgl. Acemoglu/Robinson (2013).

8     Nach Zahlen des National Bureaus of Statistic of China war das BIP pro Kopf in der Provinz Peking im Jahr 2018 4,5-mal so hoch wie in Gansu, der mit 26,4 
Millionen Einwohnern ärmsten Provinz des Landes.

Abbildung 2: 
Wachstumspfadvergleich seit Beginn des Aufholprozesses in Südkorea, Japan und China

Quelle: World Penn Tables 9.1, eigene Berechnungen.
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vorwiegend investitionsgetriebenen und exportorientierten 
hin zu einem innovationsorientierten Wachstumsmodel. Über 
Wachstumsprognosen lässt sich naturgemäß treffl ich streiten 
und die Unsicherheiten und Unwägbarkeiten werden auf-
grund der in Schwere und Dauer noch ungewissen ökono-
mischen Verwerfungen durch die Corona-Pandemie aktuell 
zusätzlich verstärkt. In jedem Fall wenig ratsam ist es aber, 
die vor Corona hohen Wachstumsraten Chinas unverändert 
in die Zukunft fortzuschreiben und der chinesischen Wirt-
schaft unbegrenzte Fähigkeiten zur Technologieabsorption 
und Weltmarktmonopolisierung zuzuschreiben.

Es mehren sich die Stimmen, die die Grenzen eines 
hauptsächlich investitionsgetriebenen Wachstums erreicht 
sehen und die im internationalen Vergleich enorm hohe Inve-
stitionsquote für nicht nachhaltig erachten.9 Verwiesen wird 
sowohl auf insgesamt rückläufi ge Investitionseffi zienz (vgl. 
Abbildung 3) als auch auf die Risiken eines zunehmend kre-
ditfi nanzierten Investitionsbooms, dessen Kehrseite ein mas-

siver Anstieg der Verschuldung ist.10 Gerade das in China als 
Reaktion auf die globale Finanz- und Wirtschaftskrise 2008 
verabschiedete massive Konjunkturprogramm könnte den 
Übergang zu einem innovationsgetriebenen Wachstum dau-
erhaft erschweren, da infolge einer zunehmenden politischen 
Verzerrung von Investitionsentscheidungen Kredite vornehm-
lich staatlichen Unternehmen in eher traditionellen Industrien 
wie dem Baugewerbe und weniger innovationsträchtigen 
Wirtschaftsbereichen zugutekamen.11 Die Ausmaße dieses 
Vorgangs verdeutlicht Lardy (2019), dem zufolge der Anteil 
der Kreditvergabe an nicht-bankliche Staatsunternehmen 
von 36 Prozent im Jahr 2010 auf 83 Prozent im Jahr 2016 
angestiegen ist – bei gleichzeitiger Ausdehnung des Kreditvo-
lumens insgesamt. Mithin sind jedoch Zweifel an der Renta-
bilität der gigantischen Infrastrukturinvestitionen angebracht, 
sei es im Immobilienbereich oder beim defi zitären Netz für 
Hochgeschwindigkeitszüge.12 Auch vor diesem Hintergrund 
bleiben die Wirkungen des 500 Milliarden US-Dollar-Konjunk-

Abbildung 3: 
Rückläufi ge Investitions-
effi zienz in China

Incremental Capital-
Output Ratio (ICOR)*

Quelle: OECD.
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* Die ICOR berechnet sich als Verhältnis des Anteils der Investitionen am BIP zum BIP-Wachstum. Je höher die 
Rate ist, desto mehr Kapital muss eingesetzt werden, um eine zusätzliche Einheit BIP-Output zu erzeugen. Eine 
steigende ICOR bedeutet daher eine Verringerung der Investitionseffi zienz.

9     Vereinfacht ausgedrückt besagt die neoklassische Wachstumstheorie, dass das wirtschaftliche Wachstum über die bloße quantitative Vermehrung der Input-
Faktoren Kapital und Arbeit endlich ist, während eine effektivere Verwendung dieser Faktoren im Wesentlichen durch Bildung und technologischen Fortschritt 
unbegrenzt ist.

10   Laut OECD (2019) bewegt sich die Gesamtverschuldungsquote von Staat, Haushalten und Unternehmen in China mit ca. 250 Prozent in der Größenordnung von 
Spanien und Italien. Die in China verhältnismäßig niedrige Staatsverschuldung ist weniger aussagekräftig, da die Kredite zum überwiegenden Teil nicht in den 
Staatshaushalten zu Buche schlagen, sondern als „private“ Verschuldung, wenn auch von Staatsunternehmen, bilanziert werden.

11   Vgl. Zilibotti (2017). Die zur Krisenbewältigung geschaffenen parafi skalischen Finanzierungsvehikel erfreuten sich dabei auch nach Auslaufen des Konjunktur-
programms in 2010 großer Beliebtheit und stellten ein willkommenes Instrument der politisch motivierten Kreditvergabe an Staatsunternehmen dar, vgl. kritisch 
hierzu Bai et al. (2016).

12   Siehe www.nzz.ch vom 3. Januar 2020: „Peking missbraucht Hochgeschwindigkeitszüge für Strukturpolitik“.
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turprogramms, das aufgrund des durch Corona bedingten 
Wirtschaftseinbruchs angekündigt wurde und einen Fokus 
auf „neue Infrastruktur“ wie 5G-Netzte oder Ladeinfrastruktur 
für E-Mobilität legen soll, abzuwarten.13

Zudem zeichnen sich seit längerem die Grenzen des ex-
portorientierten Wachstumsmodell Chinas ab. Zwar stieg der 
Anteil chinesischer Ausfuhren am weltweiten Exportvolumen 
von ca. 3 Prozent zur Jahrtausendwende auf 10,6 Prozent 
in 2018 (vgl. Abbildung 4).14 Einem weiteren ungebremsten 
Exportwachstum stehen jedoch nicht nur die handelspoli-
tischen Spannungen, sondern auch die durch ein steigendes 
Wohlstandsniveau zwangsläufi ge Erosion von Lohnvorteilen 
im Wege. So hat sich der Anteil von Warenexporten am chi-
nesischen BIP seit dem Höhepunkt in 2006 von 35 Prozent 
bereits auf 18 Prozent reduziert. Auch wenn China zweifels-
ohne in Zukunft eine bedeutende Rolle als Exportland spielen 
wird und verschiedene Industrien schon unter Beweis ge-
stellt haben, auch mit hochwertigeren Industrieprodukten auf 
internationalen Märkten erfolgreich zu sein, ist eine steigende 
Inlands orientierung und wachsende Bedeutung der chine-
sischen Binnennachfrage zu erwarten. In diesem Kontext 

kann eine einseitige politische Fokussierung auf mögliche 
Verzerrungseffekte durch die Exporttätigkeit chinesischer 
Unternehmen die beträchtlichen Potenziale einer wachsen-
den chinesischen Nachfrage auch nach Importgütern über-
sehen.

Schließlich steht China vor erheblichen demografi schen 
Herausforderungen. Die demografi sche Dividende eines mas-
siven Anstiegs der Bevölkerung im Erwerbsalter ist erschöpft 
und dürfte sich nicht zuletzt wegen der jahrzehntelangen Ein-
Kind-Politik ins Gegenteil verkehren. Prognostiziert wird, dass 
der Altenquotient – hier als Verhältnis der Über-65-Jährigen 
zur Erwerbsbevölkerung im Alter von 20 bis 64 Jahren – von 
derzeit 18,5 auf 58 Prozent im Jahr 2060 steigen dürfte (vgl. 
Abbildung 5). Dies entspräche dann der Bevölkerungsstruk-
tur europäischer Länder, jedoch aufgrund eines deutlich ab-
rupteren Übergangs. Abgefedert werden könnten die demo-
grafi schen Herausforderungen in China allerdings dadurch, 
dass der Alterungseffekt in Städten aufgrund interner Migra-
tion geringer ausgeprägt sein dürfte und da ins Erwerbsalter 
eintretende Kohorten typischerweise ein höheres Qualifi kati-
onsniveau als austretende Kohorten aufweisen dürften.15  

Abbildung 4: 
Sinkende Bedeutung des 
Warenexports für China

Quelle: Weltbank.
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13   Es fällt allerdings auf, dass dessen absolute Größe im Vergleich zum Fiskalpaket 2008 geringfügig kleiner ist. Dies gilt umso mehr im Verhältnis zum seit 2008 
nominal um mehr als das Dreifache gestiegenen BIP des Landes. Siehe www.china-briefi ng.com vom 22. Mai 2020: „China’s Two Sessions 2020: What Have 
We Learnt So Far”.

14   Dies entspricht allerdings im Wesentlichen auch dem Anstieg des Anteils des chinesischen BIPs an der weltweiten Wirtschaftsleistung. 
15   Vgl. Zilibotti (2017). 
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Die Herausforderungen, die sich aus den Grenzen eines pri-
mär investitions- und exportorientierten Wachstumsmodells 
sowie durch den demografi schen Wandel ergeben, schließen 
nicht aus, dass die Transformation zu einem stärker innova-
tionsgetriebenen Wachstumsmodell gelingt. Nicht zuletzt im 
Bereich digitaler Technologien gelten chinesische Unterneh-
men wie Huawei oder der Drohnenhersteller DJI als weltweit 
führend und schielt man aus europäischer Perspektive mit-
unter neidvoll auf die Fähigkeit, global erfolgreiche Internet-
plattformen hervorzubringen.16 Gerade die Entstehung der 
Internetgiganten Baidu, Alibaba und Tencent ist jedoch weni-
ger auf industriepolitische Planung zurückzuführen, sondern 
wurde von zahlreichen Faktoren begünstig. Hierzu gehören 
neben den außergewöhnlichen unternehmerischen Talenten 
der jeweiligen Gründer und dem zur Verfügung stehenden 
riesigen Binnenmarkt wohl vor allem der Schutz durch die 
vorwiegend politisch motivierte „chinesische Firewall“, die 
US-amerikanische Vorbilder und Konkurrenten aus China 
fernhielt. Dazu kommt die politische Rückendeckung durch 
eine Regierung, die das Potenzial entsprechender Platt-

formen für die Sicherung der eigenen Herrschaft erkannt 
hat und regulatorisch völlige Freiheit u.a. beim Datenzugriff 
lässt. Nicht zuletzt dürfte aber auch eine ausgeprägte Tech-
nologiebegeisterung der chinesischen Bevölkerung eine Rolle 
spielen, die stark mit der hiesigen Skepsis gegenüber neuen 
Technologien kontrastiert.17  

Der langfristig erfolgreiche Übergang zu einem stär-
ker innovationsgetriebenen Wachstumsmodell ist dennoch 
mit erheblichen Fragezeichen versehen. Der chinesische 
Staatskapitalismus mag Investitionen und exportorientiertes 
Wachstum in der Vergangenheit begünstigt haben. Im Kon-
text rückläufi ger Wachstumsraten drohen sich die daraus re-
sultierenden Anreize aber ins Gegenteil zu verkehren, wenn 
zur kurzfristigen Stützung des Wachstums zunehmende Ver-
zerrungen unternehmerischer Aktivität in Kauf genommen 
werden und wenn Ressourcen nicht nach wettbewerblichen 
Kriterien in die produktivsten Aktivitäten fl ießen, sondern eher 
der Sicherung wirtschaftlicher und politischer Stabilität die-
nen, für die „kreative Zerstörung“ eher schädlich ist. Dies gilt 
vor allem vor dem Hintergrund einer deutlichen (Wieder-)Aus-
weitung der staatlichen Einfl ussnahme auf wirtschaftliches 
Geschehen, die sich u.a. in dem verstärkten Einsatz digitaler 
Technologien zur Kontrolle von Individuen und Unternehmen 
sowie in einer Renaissance der Staatsunternehmen zeigt. 
Deren Zahl ist zwar rückläufi g, ihre Vermögenswerte haben 

Abbildung 5: 
Demografi sche 
Herausforderungen 
in China

Verhältnis der 
Über-65-Jährigen zur 
Erwerbsbevölkerung im 
Alter von 20 bis 64 Jahren 
(1970–2060)

Quelle: United Nations Population 
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2.2 Übergang zu einem innovations-
 getriebenen Wachstumsmodell

16   Für eine ausführliche Analyse des digitalen Aufstieg Chinas vgl. Shi-Kupfer/Ohlberg (2019). 
17   So könnte man sich in Europa einen jährlichen Roboter-Wettkampf vor 10.000 begeisterten Zuschauern kaum vorstellen. Siehe www.qz.com vom 30. Juli 

2018: „DJI is turning robot battles into the next college sport—advantage China“.



Europa im Systemwettbewerb mit China

10

Trugschlüsse im Systemwettbewerb mit China

3 Trugschlüsse im Systemwettbewerb mit China

In einen Systemwettbewerb mit China nur auf Basis vager 
politischer Schlagwörter und unter dem Eindruck diffuser 
Vorbehalte gegenüber chinesischen Firmen und Technolo-
gien treten zu wollen, birgt die große Gefahr, sich politisch 
den falschen Illusionen hinzugeben und am Ende mehr Scha-
den als Nutzen für Europa zu bewirken. Politisches Handeln 
auf Basis der folgenden Trugschlüsse sollte daher unbedingt 
vermieden werden.

Es überrascht nicht, dass die Corona-Krise Wind auf die 
Mühlen der Globalisierungskritiker ist. Unterbrochene Liefer-
ketten und Versorgungsengpässe hätten nur allzu deutlich 

gezeigt, so das refl exartige Narrativ, wie dringend man Ab-
hängigkeiten nicht zuletzt von China reduzieren und Produk-
tion wieder ins eigene Land verlagern müsse. In der Tat hat 
der „Corona-Schock“ mangelhafte Katastrophenvorsorge 
und Vorratshaltung auf staatlicher, unternehmerischer und 
privater Ebene offenbart und dürfte auch dazu führen, dass 
Unternehmen schon aus eigenem Antrieb ihre Lieferketten 
anpassen und diversifi zieren, um nicht von einzelnen Liefe-
ranten abhängig zu sein. 

Eine „Renationalisierung“ von Produktionsstätten und 
Wertschöpfung jedoch macht die Versorgung im Falle des 
nächsten externen Schocks, dessen Natur und Zeitpunkt 
völlig unbekannt sind, keinesfalls sicherer. So helfen natio-
nale Produktionsstätten wenig, wenn sie durch Naturkata-
strophen welcher Art auch immer ausfallen. Global diver-
sifi zierte Produktion und internationaler Warenaustausch 

18   Vgl. hierzu – einprägsam betitelt als „The State Strikes Back“ – Lardy (2019).
19   Vgl. Zenglein/Holzmann (2019).
20   Siehe www.scmp.com vom 7. März 2019: „‘Made in China 2025’ all talk, no action and a waste of taxpayers’ money, says former fi nance minister Lou Jiwei”.

sich allerdings zwischen 2007 und 2017 mehr als verdreifacht 
und die durch die staatliche Behörde SASAC orchestrierten 
Fusionen haben eher zur Konsolidierung ihrer Marktmacht 
und einer Schwächung des Wettbewerbs geführt.18

Auch die „Made in China 2025“-Strategie ist vor dem 
Hintergrund des Übergangs zu einem stärker innovationsge-
triebenen Wachstumsmodell zu sehen. Deren erklärtes Ziel ist 
es, China mit einer aktiven Innovations- und Industriepolitik 
bis 2049 zur führenden Technologienation zu machen, da-
bei Marktanteile chinesischer Produzenten zu erhöhen und 
die Bedeutung ausländischer Technologien und Importe zu 
reduzieren. In der Strategie werden zehn industrielle Kern-
bereiche identifi ziert, darunter neuere Felder wie Robotik, 
Next Generation IT oder Biomedizin, und traditionelle Sek-
toren, wie Landwirtschaft und Luft- sowie Schifffahrt, deren 
Förderung gleichwohl mit unterschiedlicher Intensität verfolgt 
wird.19 Hierzu kommen eine Vielzahl von Mitteln und Initiati-
ven zum Einsatz, u.a. direkte Subventionen, die Errichtung 
von Industrieparks oder Pilotprojekten, bevorzugte Kredit-
vergabe, Investitionsverbote für ausländische Unternehmen 
in bestimmten Bereichen, der Zwang zu Joint Ventures oder 

Handelshemmnisse, sowohl durch Zölle als auch nicht-tarifä-
re Beschränkungen.

Letztlich vollzieht China damit ein industriepolitisches 
Experiment, dessen Ausmaß so gigantisch und unübersicht-
lich, wie der Ausgang ungewiss ist. Bezeichnend sind die 
Äußerungen des früheren chinesischen Finanzministers Lou 
Jiwei, der – in für chinesische Verhältnisse bemerkenswert 
undiplomatischer Art und Weise – „Made in China 2025“ 
als Verschwendung von Steuergeldern bezeichnet hat.20 
Politisch instrumentalisierten und propagandistisch aufge-
bauschten Ankündigungen einer glorreichen Zukunft sollte 
daher nicht allzu unkritisch Glauben geschenkt werden. 
Stattdessen sollte zum einen gründlich analysiert werden, 
ob und inwieweit sich durch selektive Förderung und Schutz 
chinesischer Unternehmen Verzerrungen und systemische 
Gefahren für die wirtschaftliche Entwicklung Europas erge-
ben könnten. Zum anderen muss das potenzielle Risiko eines 
Einsatzes von Wirtschaftspolitik und unternehmerischen Ent-
scheidungen als politisches Druckmittel abgewogen werden, 
das sich aus der engen Verknüpfung zwischen Politik und 
Unternehmen in China ergibt.

3.1 Renationalisierung als Antwort 
 auf vermeintliche Abhängigkeiten
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machen daher nicht anfälliger gegenüber Krisen, sondern er-
höhen die Resilienz.21 Die Produktion einzelner Güter wie z.B. 
medizinische Schutzausrüstung vollständig ins eigene Land 
zu holen wäre nicht nur ineffi zient und damit teurer, sondern 
im Zweifel ebenso wenig in der Lage, eine explosionsartig 
wachsende Nachfrage zu bedienen. 

Die Vorstellung, Deutschland könne als rohstoffarmes 
und auf Weiterverarbeitung spezialisiertes Land wieder autark 
werden – und sei es nur in einzelnen Sektoren – ist eine kost-
spielige Illusion, bei der Versorgungssicherheit mit Selbst-
versorgung verwechselt wird. Hinzu kommt, dass das Bild 
grundsätzlicher deutscher Abhängigkeit von chinesischen 
Importen schon im Bereich von Pharmazieprodukten und 
Medizintechnik nicht zutrifft.22 Deutschland ist Nettoexporteur 
dieser Produkte und wäre Verlierer eines globalen Trends zur 
Renationalisierung. Der aus China stammende Importanteil ist 
hingegen vernachlässigbar, was partielle Abhängigkeiten bei 
einzelnen Gütern freilich nicht ausschließt. Umgekehrt über-
zeichnen auch auf gesamtwirtschaftlicher Ebene die teilweise 
extrem hohen Umsatzanteile, die einige deutsche Exportun-
ternehmen in China erzielen, die deutsche Exportabhängig-
keit von China: Lediglich 2,8 Prozent der gesamtwirtschaft-
lichen Bruttowertschöpfung in Deutschland beruhen auf der 
Warenausfuhr nach China.23

Jegliche Beteuerungen, Europa müsse souveräner wer-
den und stärker für eigene geopolitische oder wirtschaftliche 
Interessen eintreten, werden überdies ad absurdum geführt, 
wenn sich im Moment der Krise jeder selbst der Nächste 
ist und sich der Blick erst dann wieder nach Brüssel richtet, 
wenn es um fi nanzielle Hilfen geht. Hier hat auch Deutschland 
mit dem zwischenzeitlichen Exportverbot für medizinische 
Schutzausrüstung sowie den unkoordinierten Grenzschlie-
ßungen, die den Warenverkehr unnötig beschränkten, einen 
Beitrag zur Erosion des Vertrauens in die Institutionen des 
europäischen Binnenmarkts geleistet. 

Mit China und den USA lassen sich zwei entscheidende Pro-
tagonisten der Weltwirtschaft zunehmend von Nullsummen-

Überlegungen leiten und erwecken den Anschein, den Erfolg 
der eigenen Wirtschafts- und Handelspolitik mehr und mehr 
am Misserfolg anderer Wirtschaftsräume zu bemessen.24 Die 
Abkehr von der multilateralen Freihandelsordnung, die seit 
Ende des Zweiten Weltkriegs entscheidender Wohlstands-
treiber war, ist bedauernswert. Ein Nullsummenspiel, bei dem 
am Ende nur der „Stärkste“ alle anderen Rivalen besiegt, ist 
die Weltwirtschaft dennoch nicht.25 

Aus volkswirtschaftlicher Sicht gehen Wachstum und 
technologische Dynamik auch in China gerade nicht zulas-
ten der europäischen Wirtschaft, sondern bieten die Chance 
von Spezialisierungseffekten mit wechselseitigen Vorteilen 
und Wohlstandsgewinnen. Profi tieren kann der europäische 
Wirtschaftsraum dabei auch dann, wenn Reziprozität beim 
Marktzugang nicht gegeben ist, sei es in Form eines nur teil-
weisen Zugangs zum chinesischen Binnenmarkt mit seiner 
wachsenden Kaufkraft oder indem europäischen Konsu-
menten der Zugang zu einer größeren Warenvielfalt mit güns-
tigeren und besseren Produkten aus China ermöglicht wird. 
Pauschal auf Entkoppelung und Protektionismus zu setzen 
oder gar in Denkmuster zu verfallen, bei denen die Verlang-
samung chinesischen Wachstums und Innovationen zum Ziel 
wird, wäre daher verfehlt.

Wachsender Popularität erfreuen sich Nullsummen-
Betrachtungen auch mit Blick auf den unermüdlich zitierten 
globalen Technologiewettlauf, bei dem vermeintlich nur der-
jenige profi tiert, der die Ziellinie als erstes überquert – unge-
achtet der Tatsache, dass niemand weiß, wo oder was das 
Ziel überhaupt ist. Dieser Logik folgend gelte es, bestehende 
Technologie- und Wissensvorsprünge gegenüber dem syste-
mischen Wettbewerber China mit allen Mitteln zu schützen. 
In Vergessenheit geraten dabei jedoch die Eigenschaften 
von technologischem Wissen als nicht-rivales Gut, das nicht 
verschwindet oder sich verbraucht, wenn andere es verwen-
den.26 Wesentlich sinnvoller als vermeintlichen Technologie-
verlusten hinterherzurennen wäre es, in die Fähigkeiten zur 
Umwandlung technologischen Wissens in unternehmerische 

21   So zeigen beispielsweise Untersuchungen im Kontext des Tsunamis in Japan im Jahr 2011, dass global diversifi zierte Wertschöpfungsnetzwerke widerstands-
fähiger gegenüber Naturkatastrophen sind; vgl. Todo et al. (2015).

22   Vgl. Braml et al. (2020). 
23   Vgl. Matthes (2019) ausführlich zum Grad der Abhängigkeit der deutschen Wirtschaft von China.
24   Vgl. Felbermayr (2020). 
25   Vgl. Monopolkommission (2005) mit überzeugenden Argumenten, warum vor diesem Hintergrund auch das Bild der „Wettbewerbsfähigkeit einer Volkswirt-

schaft“ irreführend ist.
26   Dazu nicht im Widerspruch steht, dass eine effektive Durchsetzung von Eigentumsrechten bzw. die Ausschließbarkeit im Konsum erforderlich sein kann, um 

Anreize zur Investition in technologisches Wissen zu schaffen.

3.2 Die Weltwirtschaft als Nullsummenspiel

3.3 Das Einzäunen von Technologien
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Wertschöpfung und Innovation zu investieren. Ein Abdriften 
in nationale Denkmuster in der Forschung setzt zudem die 
wechselseitigen Vorteile internationaler Kooperation in einem 
enorm vernetzten Bereich aufs Spiel.

Die Vorstellung, man müsse die Zäune um „Schlüssel-
technologien“ nur hoch genug bauen, um ihre Verbreitung zu 
verhindern, zeugt angesichts der unzähligen Wege von Tech-
nologietransfer von einer gewissen Naivität. Sogar bei best-
behüteten technologischen Geheimnissen in einer weit weni-
ger vernetzten und digitalen Welt des Kalten Krieges konnte 
nicht immer verhindert werden, dass diese letztlich doch 
ihren Weg zum Systemwettbewerber fanden. Selbstredend 
sollten Militärgeheimnisse nicht als Open Source-Forschung 
der gesamten Welt zur Verfügung gestellt werden. Bei zivi-
len Technologien aber sollte man angesichts der chronischen 
Schwierigkeiten, Eigentumsrechte durchzusetzen, nicht noch 
politisch versuchen, legale Transferwege zu erschweren, die 
eine Kompensation der Entwickler beinhalten. Dies dürfte vor 
allem ein noch stärkeres Ausweichen auf illegale Wege wie 
Industriespionage, Produktpiraterie und Diebstahl nach sich 
ziehen. 

Der in jüngster Zeit zu beobachtende Trend, jeden neuen 
Technologiehype durch die Erstellung eines politischen Stra-
tegiepapiers zu begleiten, ist verständlich und im Hinblick auf 
die Verbesserung von Rahmenbedingungen, die Förderung 
von Forschung und Entwicklung sowie die Potenzialerschlie-
ßung neuer Technologien bei der staatlichen Aufgabener-
füllung auch notwendig. Die unter dem Eindruck der chine-
sischen Industriestrategie zunehmenden Forderungen nach 
einem ähnlichen „strategischen“ Vorgehen in Europa verken-
nen jedoch, dass technologischer Fortschritt und unterneh-
merische Innovationen in einem oft ermüdend langwierigen 
Prozess aus Versuch und Irrtum entstehen, in dem nicht sel-
ten Zufall eine bedeutende Rolle spielt und Scheitern möglich 
sein muss. Hinzu kommt, dass technologischer Fortschritt 
aus unternehmerischer Sicht kein Selbstzweck ist, sondern 
letztlich der Befriedigung der Nachfrage von Konsumenten 
dient. Deren Antizipation ist ureigene Aufgabe von Unterneh-
men und nicht von Politik.

Befürworter einer aktiveren, selektiven Industriepoli-
tik verweisen zwar auf den Erfolg solcher Ansätze in China 
und anderen Ländern wie Südkorea oder Japan.27 Die wirt-
schaftshistorischen Erfahrungen mit technologischen Auf-
holprozessen lassen sich jedoch nicht ohne Weiteres auf die 
Gegebenheiten eines technologisch führenden Wirtschafts-
raums übertragen. Ein Gedankenexperiment hilft, die Absur-
dität des Vorhabens zu verdeutlichen, neue technologische 
Entwicklungen und Innovationsgeschehen über einen Zeit-
raum von Jahrzehnten planen zu wollen. Man stelle sich ein 
im Jahr 1990 mit der Aufgabe betrautes Expertengremium 
aus Wirtschaft und Wissenschaft vor, Schlüsseltechnologien 
bis zum Jahr 2020 zu identifi zieren, und frage sich dann, für 
wie wahrscheinlich man es hält, dass maschinelles Lernen, 
personalisierte Online-Werbung oder Cloud-Computing Er-
wähnung gefunden hätten. 

Argumentiert wird überdies, dass strategische staatli-
che Planung und industriepolitische Förderung auch in den 
USA wesentlich mehr zum Erfolg von Unternehmen u.a. im 
digitalen Bereich beigetragen haben als gemeinhin ange-
nommen.28 Es ist zwar nicht zu bestreiten, dass öffentliche 
Förderung und insbesondere Mittel der Defense Advanced 
Research Projects Agency (DARPA) eine Rolle bei der Ent-
stehung von Technologien wie dem Internet und GPS oder 
Produkt innovationen wie dem iPhone gespielt haben. Für ei-
nen überzeugenden Nachweis von „Direktionalität“, bei der 
unternehmerischer Erfolg oder technologische Entwicklungen 
unmittelbar auf kluge Voraussicht und selektive Förderung 
des Staates zurückgeführt werden können, reicht es jedoch 
nicht, lediglich darauf zu verweisen, dass Unternehmen bei 
der Entwicklung von Technologien auch von staatlicher För-
derung profi tiert haben. Bei näherer Betrachtung entpuppt 
sich der vermeintliche Erfolg staatlicher Strategien bestenfalls 
als eher unbeabsichtigter, wenngleich willkommener Neben-
effekt breitfl ächiger Forschungs- und Innovationsförderung 
sowie staatlicher Nachfrage nach technologischen Lösungen 
im Militärbereich. 

Vor der politischen Auswahl von vermeintlich zukunfts-
trächtigen Schlüsseltechnologien in zentralistischen Top-
Down-Prozessen kann nur gewarnt werden. Die selektive 
Förderung einzelner Technologien mittels – auch in China – 
notwendigerweise knapper Ressourcen geht zwangsläufi g 
immer zu Lasten anderer Technologien. Dies gilt umso mehr, 
da entsprechende Strategien nicht in einem institutionellen 

27   Siehe hierzu Chang (2002), der aus wirtschaftshistorischer Perspektive auf die entscheidende und aktive Rolle des Staates als Treiber einer aufholenden 
Industrialisierung hinweist.

28   Politisch besonders einfl ussreich ist in diesem Kontext die Arbeit von Mazzucato (2013). Vgl. für eine ausführliche und überzeugende Kritik jedoch Mingardi 
(2015) sowie Owen (2017), der den Einfl uss von Top-Down-Missionen wie beim Manhattan- oder Apollo-Projekt infrage stellt und den relativen Erfolg US-ame-
rikanischer Innovationspolitik stattdessen auf deren Dezentralisierung über zahlreiche Agenturen mit unterschiedlichen Ansätzen und Prioritäten zurückführt.

3.4 Die politische Planbarkeit von 
 Innovationen
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4 Wettbewerbsverzerrungen durch chinesische (Staats-)Unternehmen 
verhindern?

Im Fokus der Debatte um den Systemwettbewerb mit Chi-
na steht die Sorge vor unfairen Wettbewerbsvorteilen chine-
sischer Unternehmen gegenüber europäischen Firmen. So 
wird beispielsweise befürchtet, dass chinesische Exportun-
ternehmen, die im Heimatland auf umfassende Subventionen 
oder andere Staatshilfen wie z.B. vorteilhafte Kreditvergabe 
bauen können, ihre Produkte in Europa unter Marktpreisen 
absetzen können. Konkurrierende europäische Unterneh-
men, die der strengeren Beihilfekontrolle des Binnenmarktes 
unterliegen, wären dadurch benachteiligt. Gleichsam können 
Überkapazitäten durch Subventionen oder die Vorgabe von 
Industriezielen entstehen und globale Preiseinbrüche bewir-
ken. Deren Konsequenzen könnten staatlich gestützte Unter-
nehmen besser durchstehen. Ebenso denkbar wäre die Aus-
nutzung inländischer Monopolstellungen durch chinesische 
Firmen, die das europäische Wettbewerbsrecht gar nicht 

zulassen würde, um Größenvorteile zu erzielen oder den Ex-
port in andere Länder durch überhöhte Monopolpreise im In-
land „querzusubventionieren“. Daraus resultierende Probleme 
exis tieren zudem nicht nur bei chinesischer Aktivität im euro-
päischen Binnenmarkt, sondern auch beim Wettbewerb auf 
Drittmärkten.29 All dies wirft die Frage auf, ob die EU zusätz-
liche oder besser geschärfte Schutzinstrumente benötigt, um 
ein ausreichendes wettbewerbliches „level playing fi eld“ zu si-
chern. Vor diesem Hintergrund hat die EU-Kommission jüngst 
ein „White Paper“ mit Vorschlägen für ein Anti-Subventionsin-
strument veröffentlicht, das die Verhängung umfassender Ab-
hilfemaßnahmen ermöglichen würde, wenn sich Verzerrungen 
durch ausländische Subventionen nachweisen lassen.30

Bereits jetzt verfügt die EU durchaus über auf WTO-
Recht basierende Handelsschutzinstrumente. Am häufi gsten 
verwendet werden Antidumpingzölle, die auf ausländische 

29   Für eine ausführliche Darstellung möglicher Verzerrungen aus Unternehmensperspektive vgl. Business Europe (2020). Verzerrungen durch ausländische Sub- 
ventionen können sich zudem bei ausländischen Direktinvestitionen und im öffentlichen Beschaffungsmarkt ergeben, siehe hierzu jeweils Kapitel 5 und 6. 

30   Adressiert werden sollen generelle Verzerrungen durch Subventionen sowie im Speziellen Verzerrungen bei (Teil-)Übernahmen von Firmen durch subventionierte 
ausländische Unternehmen und Verzerrungen durch Subventionen im Beschaffungsmarkt. Vgl. Europäische Kommission (2020d). 

Vakuum entstehen und davon auszugehen ist, dass es zu-
künftige Technologien und disruptive Innovationen – im Ge-
gensatz zu etablierten Technologien – wesentlich schwerer 
haben dürften, politische Aufmerksamkeit zu erlangen.

Insbesondere exportorientierte Unternehmen aus Deutsch-
land haben bisher von der – wenn auch alles andere als voll-
ständigen – marktwirtschaftlichen Öffnung der chinesischen 
Wirtschaft und der Entstehung eines riesigen Absatzmarktes 
mit wachsendem Wohlstand erheblich profi tiert. Es sollte ei-
gentlich nicht überraschen, dass die Kehrseite dieser Medail-
le eine wachsende Fähigkeit chinesischer Unternehmen ist, 
im internationalen Wettbewerb nicht mehr nur mit massen-
haft produzierter Billigware zu bestehen. Trotzdem scheint 
manchem politischen Diskurs ein wenig die Vorstellung an-

zuhaften, chinesisches Wachstum sei nur dann zu begrüßen, 
solange sich chinesische Unternehmen ausschließlich am 
unteren Ende der Wertschöpfungskette betätigten.

Geradezu anmaßend erscheint die Annahme, ein Land 
mit 1,4 Milliarden Menschen sei auf kurz oder lang nicht in der 
Lage, in bestimmten Technologie- und Wirtschaftsbereichen 
weltweit führend zu werden. Man sollte sich daher nicht der 
Illusion hingeben oder politisch die Hoffnung nähren, dass 
der wirtschaftliche Aufstieg Chinas keine unliebsame Kon-
kurrenz und Veränderungen für manche Unternehmen oder 
Wirtschaftssektoren hierzulande mit sich bringt. Der Verweis 
auf mögliche unfaire Wettbewerbsvorteile chinesischer Unter-
nehmen durch staatliche Subvention kann im Einzelfall zwar 
gerechtfertigt sein, aber ebenso ein bloß vorgeschobenes 
Argument der jeweils Betroffenen. Umso entscheidender ist 
es, die Anfälligkeit möglicher Schutzinstrumente für protektio-
nistische Einfl üsse zu minimieren, um Bekenntnisse zur inter-
nationalen Freihandelsordnung nicht zu Lippenbekenntnissen 
verkommen zu lassen.

3.5 Wachstum in China ohne 
 unternehmerischen Erfolg
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Importe erhoben werden können, wenn deren Preis unter 
einem „fairen“ Wert liegt und sich daraus ein wirtschaftlicher 
Schaden in der EU ergibt.31 Antidumpingverfahren werden 
immer wieder auch bei Verdacht auf Exportsubventionen 
angewendet, obwohl hierfür eigentlich sogenannte Aus-
gleichszölle vorgesehen sind. Bei Letzteren sind die Anforde-
rungen eines Nachweises jedoch deutlich höher. Nicht zuletzt 
mit Blick auf China wird der bestehende, auf WTO-Recht ba-
sierende Rahmen als unbefriedigend bezeichnet, u.a. da die 
für den Nachweis von Subventionen erforderliche Identifi ka-
tion einer expliziten fi nanziellen Zuwendung bei bevorzugter 
Kreditvergabe kaum möglich ist und Notifi zierungspfl ichten 
schlicht ignoriert werden.

Dennoch wird der Einsatz von Schutzzöllen durch die EU 
in der ökonomischen Literatur nicht selten auch kritisch beur-
teilt, da sie anfällig für protektionistisch motivierte Beeinfl us-
sung durch einzelne Interessensgruppen sind.32 Umso wich-
tiger ist es, zu verhindern, dass sie zum Schutz heimischer 
Industrien vor Wettbewerb durch ausländische Exporteure 
missbraucht werden können, statt tatsächliche Verzerrungen 
zu adressieren. Angesichts dessen birgt eine Ausweitung des 
Handelsschutzinstrumentariums oder eine Herabsenkung 
von Nachweisanforderungen immer auch die Gefahr eines 
zunehmenden, partiellen Protektionismus.

Es lohnt sich in diesem Kontext, einen Blick auf die der-
zeit aktiven Handelsschutzmaßnahmen der EU gegenüber 
chinesischen Importen zu werfen: Neben einer Vielzahl von 
Schutzzöllen im Stahlbereich werden u.a. auch aus China im-
portierte Bügeleisen, Zitrusfrüchte und Fahrräder mit Zöllen 
belegt.33 Diese Maßnahmen mögen im Einzelfall gerechtfertigt 
sein, dass sie eine mögliche „systemische Bedrohung“ der 
europäischen Volkswirtschaft durch subventionierte Exporte 
aus China verhindern, lässt sich angesichts der Produktkate-
gorien jedoch eher bezweifeln. 

Hinzu kommt, dass ausländisch subventionierte Importe 
aus Sicht des Wirtschaftsstandorts nicht zwingend ein Nach-
teil sein müssen: Wenn China subventionierte Produkte nach 
Europa exportiert, dann subventioniert der chinesische Steu-
erzahler die europäischen Nachfrager dieser Güter, die in den 
Genuss niedriger Preise kommen. Derartige nachfrageseitige 
Vorteile können erheblich sein und sollten zumindest nicht 

leichtfertig ignoriert werden, auch wenn sie Schädigungen 
heimischer Wettbewerber bzw. des Wettbewerbsprozesses 
nicht ausschließen oder ungeschehen machen. 

Problematische Auswirkungen ergeben sich insbe-
sondere dann, wenn durch Subventionen oder ähnliche 
Politikmaßnahmen eine Verdrängung heimischer Wettbe-
werber erwirkt werden soll, um eine Marktmachtstellung 
auf den Weltmärkten zu erreichen, die es dem subventio-
nierten Unternehmen dann erlaubt, die Preise zu erhöhen. 
Vor diesem Hintergrund sollte vor allem eine Verzahnung von 
Handelsschutzbestimmungen mit wettbewerbsrechtlichen 
Instrumenten erwirkt werden und Anti-Dumping- und Aus-
gleichzölle statt an eine Abweichung von ohnehin kaum zu 
bestimmenden „fairen“ Preisen an das Vorliegen von klaren 
Verdrängungsstrategien und Monopolstellungen geknüpft 
werden.34 Deren Nachweis dürfte zwar in der Praxis ebenfalls 
mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden sein, gleichzeitig 
liefe ein auf Ebene der europäischen Wettbewerbsbehörde 
verankertes Schutzinstrument wohl weniger Gefahr, aus pro-
tektionistischen Motiven missbraucht zu werden. In Sektoren 
mit einer hohen „Monopolisierungsgefahr“ – beispielsweise 
bei den großen chinesischen Online-Plattformen aufgrund 
entsprechender Skalen- und Netzwerkeffekte – könnten zu-
dem erhöhte Transparenzanforderungen und ein verschärftes 
Kontrollregime etabliert werden.35 

Mit Blick auf mögliche Verzerrungen in Drittmärkten, in-
folge derer europäische Unternehmen Marktanteile gegen-
über subventionierten chinesischen Unternehmen nicht be-
haupten könnten, wird zuweilen gefordert, über sogenannte 
„matching clauses“ staatliche Beihilfen zu erlauben, um die 
Verzerrungen auszugleichen.36 Im Bereich von Forschung, 
Entwicklung und Innovation sieht das europäische Beihilfe-
recht ein solches Instrument bereits vor, auch wenn es noch 
nie zur Anwendung kam.37 Unabhängig davon würde die 
Möglichkeit, Subventionen auf Drittmärkten auszugleichen, 
letztlich einen Subventionswettlauf mit kaum absehbarem 
Ausgang bedeuten, der primär zu Gunsten ausländischer 
Konsumenten ginge. Nicht zuletzt angesichts des auch hier 
bestehenden, offensichtlichen Missbrauchspotenzials dürfte 
sich ein solches Vorgehen als Fass ohne Boden erweisen und 
ist daher abzulehnen.  

31   Vgl. Felbermayr (2018). Typischerweise wird eine Abweichung von einem fairen Wert angenommen, wenn der Exportpreis unter dem Preis des Gutes im
Herkunftsland oder dem Heimatpreis in vergleichbaren Ländern liegt. Die Schwierigkeit ist hierbei, Dumping von Kostenvorteilen zu unterscheiden.

32   Vgl. Felbermayr (2018).
33   Vgl. Europäische Kommission (2020b).
34   Vgl. Felbermayr (2018).
35   Vorschläge in diese Richtung macht ein „non-paper“ der niederländischen Regierung, vgl. Dutch Permanent Representation (2019). 
36   Vgl. BDI (2019).
37   Siehe u.a. Mitteilung der Kommission (2014/C 198) – Unionsrahmen für staatliche Beihilfen zur Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation vom 

27. Juni 2014, Abschnitt 4.5.2.
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Auch wenn Verzerrungen durch den chinesischen 
Staatskapitalismus unbestreitbar sind, muss sicherge-
stellt werden, dass man sich durch den Versuch, das „level 
 playing fi eld“ zu schützen, nicht weiter von selbigem entfernt. 
Die Vorstellung eines völlig verzerrungsfreien internationa-
len Wettbewerbs ist ohnehin eher eine utopische Idealvor-
stellung, da Verzerrungen allein schon durch unterschiedliche 
Regulierungs- und Steuerregime entstehen. 

In politischen Klagen über Wettbewerbsverzerrungen 
chinesischer Staatsbeihilfen steckt zudem nicht selten ein 
gutes Stück Heuchelei, denn auch im europäischen Binnen-
markt wird mitunter kräftig subventioniert. Dies gilt beispiels-
weise für die umfangreichen europäischen Agrar-Hilfen oder 
die international heftig diskutierten Airbus-Subventionen. Für 
Deutschland weist der Kieler Subventionsbericht auf Basis 
einer erweiterten Beihilfedefi nition einen Subventionsumfang 
von 187,8 Milliarden Euro aus (vgl. Abbildung 6). Bei den Fi-

nanzhilfen des Bundes mit einem Einzelpostenwert von über 
100 Millionen Euro (insgesamt 49,5 Milliarden Euro) bewertet 
der Bericht dabei 12,5 Prozent der Subventionen als unzwei-
felhaft schädlich und mahnt bei 74,2 Prozent Kürzungen an.38 

Auch die massiven europäischen Beihilfen im Gesamt-
umfang von bislang über 2 Billionen Euro, die zur Bewälti-
gung der Corona-Krise durch die EU-Kommission freigege-
ben wurden, mögen zwar notwendig sein, um Schlimmeres 
abzuwenden. Bereits jetzt ist jedoch absehbar, dass die Mi-
nimierung und der baldige Rückbau von Wettbewerbsverzer-
rungen zwischen gestützten und nicht gestützten Unterneh-
men beispielsweise in der Luftfahrtbranche sowie zwischen 
mehr und weniger beihilfefreudigen Ländern – auf Deutsch-
land entfällt fast die Hälfte der Beihilfen – mühselig werden 
dürfte. Dies könnte die wirtschaftspolitisch dringlichere Auf-
gabe sein, als der Schutz vor im Ausmaß mutmaßlich we-
sentlich geringeren Wettbewerbsverzerrungen durch China.

38   Vgl. Laaser/Rosenschon (2019). 

Abbildung 6: 
Subventionen in Deutschland

Quelle: Laaser/Rosenschon (2019).
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In Europa lässt sich eine zunehmend skeptische Haltung 
gegenüber chinesischer Investitionstätigkeit erkennen. Kata-
lysator dieser Entwicklung in Deutschland waren prominent 
diskutierte Einzelfälle, wie die Übernahme des Roboterher-
stellers Kuka, der Einstieg von Geely bei Mercedes Benz oder 
der letztlich verhinderte Versuch, Anteile des Netzbetreibers 
50 Hertz zu übernehmen. Ebenso kritisch wird die im Jahr 
2013 gestartete „Belt and Road Initiative“ Chinas gesehen, 
die angesichts von Infrastrukturinvestitionen in weit über 100 
Ländern im Verdacht steht, weniger dem Ausbau von Han-
delsrouten und mehr den Zielen chinesischer Außen- und 
Geopolitik zu dienen. 

Als Reaktion darauf stehen zum Teil weitreichende Ver-
schärfungen der Investitionskontrolle im Raum. Noch be-
stärkt wurden diese Bestrebungen in der Corona-Krise durch 
die politische Sorge, angesichts deutlich gesunkener Unter-
nehmenswerte drohe ein Ausverkauf der deutschen Wirt-
schaft an chinesische Investoren. So brachte EU-Wettbe-
werbskommissarin Margrethe Vestager Staatsbeteiligungen 
mit dem expliziten Ziel ins Spiel, Firmenübernahmen durch 
chinesische Investoren zu verhindern,39 verkündete Bundes-
wirtschaftsminister Altmaier „Germany is not for sale“40 und 
setzte sich der EVP-Fraktionsvorsitzende Manfred Weber 
gar für ein einjähriges Verkaufsmoratorium für europäische 
Unternehmen ein, um eine „Einkaufstour chinesischer Unter-
nehmen“ zu verhindern.41 Derartige Äußerungen stellen eine 
bemerkenswerte Abkehr von der in Deutschland und Europa 
traditionell großen Offenheit gegenüber internationalen Inves-
titionen dar.

Trotz eines ab Oktober 2020 anzuwendenden Inves-
titions-Screening auf europäischer Ebene, das eine verstärkte 
Kooperation und besseren Informationsaustausch zwischen 
den Mitgliedstaaten vorsieht und der EU-Kommission ledig-
lich die Möglichkeit einer Stellungnahme einräumt, erfolgt 
die Kontrolle ausländischer Investitionen im Wesentlichen 
durch die Mitgliedstaaten. Der deutsche Rechtsrahmen wird 
durch das Außenwirtschaftsgesetz (AWG) und die Außenwirt-
schaftsverordnung (AWV) bestimmt.42 Ausländische Investi-
tionen sind meldepfl ichtig und stehen im Allgemeinen unter 
Prüfungsvorbehalt, wenn sie einer Mindestbeteiligung von 25 
Prozent der Stimmrechte entsprechen. In besonders sicher-

5 Schutz vor chinesischen Investitionen?

heitsrelevanten Bereichen, die in den Listen der § 55 Abs 1 
und § 60 Abs. 1 AWW defi niert werden, gilt dies schon ab 
einem erworbenen Stimmrechtsanteil von 10 Prozent. Unter-
sagt werden können Investitionen, falls eine Gefährdung der 
öffentlichen Ordnung oder Sicherheit droht. 

Bereits angekündigt ist eine Verschärfung des AWGs, 
die u.a. vorsieht, als Prüfkriterium statt einer tatsächlichen 
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit nun lediglich eine „vo-
raussichtliche Beeinträchtigung“ dieser vorauszusetzen, was 
einen erheblich größeren Auslegungsspielraum bedeutet. 
Ebenso soll ein meldepfl ichtiger Erwerb für die Dauer der Prü-
fung schwebend unwirksam sein und könnte bei Verweige-
rung rückwirkend nichtig erklärt werden. Mit der bereits be-
schlossenen 15. Novelle der AWV gelten zahlreiche Bereiche 
des Gesundheitssektors sowie die Produktion von Schutz-
ausrüstung als besonders geschützte Bereiche und es ist ge-
plant, die entsprechende Liste in der zweiten Jahreshälfte auf 
Sektoren wie Künstliche Intelligenz, Robotik, Biotechnologie 
und Halbleiter auszuweiten.

Gerade mit Blick auf China verdeckt ein von heftig dis-
kutierten Einzelfällen dominierter Diskurs, dass die gesamt-
wirtschaftliche Bedeutung chinesischer Investitionen eher 
überschaubar ist. So stellte im Jahr 2017 der Bestand chine-
sischer Direktinvestitionen laut Eurostat lediglich einen Anteil 
von 3,4 Prozent am Gesamtvolumen der ausländischen Di-
rektinvestitionen in der EU dar.43 Weiterhin ist die chinesische 
Investitionstätigkeit seit dem vorläufi gen Höhepunkt im Jahr 
2016 wieder stark rückläufi g (vgl. Abbildung 7). Ein massen-
hafter Aufkauf europäischer Unternehmen durch chinesische 
Investoren lässt sich daher nicht erkennen. 

Unabhängig von dem geringen Ausmaß chinesischer Investi-
tionen sind die grundsätzlichen Argumente, die für eine Ver-
schärfung der Abwehrinstrumente angeführt werden, nicht 
vollends überzeugend. 

Erstens soll verhindert werden, dass China im Rah-
men seiner Industriestrategie systematisch und im Zweifel 
zu deutlich überhöhten Preisen technologisch führende Un-

39   Siehe www.ft.com vom 12. April 2020: „Vestager urges stakebuilding to block Chinese takeovers”. 
40   Siehe Interview mit Peter Altmaier auf www.handelsblatt.de vom 24. März 2020: „Wirtschaftsminister Altmaier: „Die Diskussion über Euro-Bonds ist eine 

Gespensterdebatte““.
41   Siehe Interview mit Manfred Weber auf www.welt.de vom 17. Mai 2020: „Ein Erdbeben für die Rechtsarchitektur Europas“.
42   Andere europäische Länder, darunter Frankreich und Italien, haben ihre Investitionskontrolle in Reaktion auf die Corona-Krise bereits drastisch ausgeweitet.
43   Dieser Wert beinhaltet auch Investitionen Honkongs. Als Direktinvestitionen werden Unternehmensbeteiligungen von mehr als 10 Prozent betrachtet, was mit 

einer gewissen Unterzeichnung der ausländischen Investitionstätigkeit einhergeht. So zählt beispielsweise der Erwerb von 9,7 Prozent der Aktien der Daimler 
AG durch Geely trotz des beträchtlichen Umfangs von ca. 8,9 Milliarden Euro nicht als Direktinvestition.

5.1 Wenig überzeugende Abwehrargumente
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ternehmen aufkauft, um so auf Kosten Europas die eigenen 
technologischen Fertigkeiten zu steigern.44 Abgesehen von 
den eingangs erläuterten grundsätzlichen Bedenken gegen-
über dem Ziel, Technologievorsprünge in Schlüsseltechno-
logien zu schützen, ist die Untersagung von ausländischen 
Investitionen hierfür ein denkbar unwirksames Mittel. Ein 
Technologietransfer ließe sich auf zahlreichen anderen lega-
len und illegalen Wegen realisieren. So müsste man viel eher 
die Investitionstätigkeit europäischer Unternehmen in China 
auf mögliche Technologieabfl üsse kontrollieren und im Zwei-
felsfall unterbinden, da Investitionen in China in vielen Fällen 
an Vorschriften zur Lokalisierung von Daten oder Koopera-
tionsverpfl ichtungen mit chinesischen Partnerunternehmen 
geknüpft sind. Dies gilt umso mehr angesichts der Tatsache, 
dass der Bestand deutscher Direktinvestitionen in China ein 
Vielfaches höher ist als umgekehrt (vgl. Abbildung 8).45

Vor diesem Hintergrund entschieden abzulehnen ist die 
in Deutschland angestrebte Ausweitung der Investitionskon-
trolle auf immer weiter gefasste Technologiebereiche wie 
Künstliche Intelligenz oder Robotik, denen politisch beson-
dere Bedeutung zugewiesen wird, bei denen jedoch eine 

unmittelbare Betroffenheit von Sicherheitsinteressen nicht 
gegeben ist. Dies gilt insbesondere, da mit der anstehenden 
AWG-Novelle ein meldepfl ichtiger Erwerb für die Dauer der 
Prüfung schwebend unwirksam sein soll. Die unweigerlich re-
sultierende steigende Unsicherheit, mit der ausländische In-
vestitionen konfrontiert würden, dürfte vor allem die Fähigkeit 
der Unternehmen in den betroffenen Bereichen untergraben, 
dringend benötigtes Kapital für entsprechende Innovations-
vorhaben zu gewinnen, und wäre für die Entwicklung dieser 
Technologiebereiche eher kontraproduktiv. 

Ein zweites Argument ist die fehlende Reziprozität des 
Marktzugangs: Während chinesische Investoren in Europa 
weitestgehend freie Hand haben, gilt dies umgekehrt ange-
sichts sektoraler Investitionsverbote und oft umfangreicher 
Aufl agen nicht. Dies kann man als mangelnde Fairness be-
klagen. Ein (weiterer) Abbau von Investitionsbeschränkungen 
im chinesischen Markt ist ohne jede Frage wünschenswert, 
weswegen die seit Jahren laufenden Verhandlungen um ein 
reziprokes Investitionsabkommen zwischen China und der 
EU weiter vorangetrieben werden sollten. Gleichwohl wird 
eine eventuelle Behinderung europäischer Unternehmen in 

Abbildung 7: 
Chinesische Direkt-
investitionen in der EU-28

Quelle: Kratz et al. (2020).

40

35

30

25

20

15

10

5

0

in Mrd. Euro

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019

2,1

7,9

10,2

6,7

14,7

20,7

37,3

29,2

17,4

11,7

44   Eine weitere Sorge ist, dass bei subventionierten Firmenübernahmen zu überhöhten Preisen Verzerrungen entstehen können und konkurrierende Investoren 
benachteiligt werden. Empirisch lassen sich zwar Anzeichen fi nden, dass chinesische Investoren im internationalen Vergleich stärker auf Firmen mit hohen 
Schulden und geringer Profi tabilität abzielen, was auf einen besseren Zugang zu Finanzierungsmöglichkeiten zurückzuführen sein könnte. Unabhängig davon 
scheinen chinesische Investoren jedoch für anhand von Finanzdaten ähnlich zu klassifi zierende Firmen eher unterdurchschnittliche Preise zu zahlen, was im 
Gegensatz zu einer subventionierten Überbietung von Wettbewerbern steht; vgl. Fuest et al. (2019).

45   Aus den absoluten Werten lässt sich nicht zwingend ein Ungleichgewicht ablesen, da die chinesische Wirtschaft um ein Vielfaches größer ist und entsprechend 
mehr Investitionsmöglichkeiten bietet. Setzt man die absoluten Werte ins Verhältnis zum jeweiligen BIP des Empfängerlandes, ergeben sich einigermaßen 
ausgeglichene Anteile.
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Abbildung 8: 
Bestand an Direkt-
investitonen zwischen 
Deutschland und China 
(inkl. Hongkong) 
2000–2017*

Quelle: Dürr et aI. (2020).
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China nicht dadurch aufgehoben, dass man spiegelbildlich 
chinesische Investitionen in Europa schikaniert.46 Solange 
sich der Zugang zum europäischen Binnenmarkt in Ver-
handlungen nicht als wirksamer Hebel zur Schaffung von 
Reziprozität erweist (siehe Abschnitt 4.2), schädigt sich der 
Wirtschaftsstandort Europa mit einer Beschränkung auslän-
discher Investitionen, die als Kapitalquelle dann nicht mehr 
zur Verfügung stehen, selbst. Im Übrigen verstellt der oft be-
klagte „erzwungene Technologietransfer“ durch China den 
Blick darauf, dass sich europäische Unternehmen trotz der 
Aufl agen aus freien Stücken entscheiden, in China zu inves-
tieren und dabei auch nicht unerheblich Gewinne erzielen.47

Drittens wird befürchtet, dass Produktionsstätten und 
Konzernzentralen nach einer Übernahme nach China ver-
lagert würden und damit verbundene Innovationstätigkeit, 
Wertschöpfungsanteile, Arbeitsplätze und Steuereinnahmen 
dauerhaft verloren gingen. Solange dies aus rein unterneh-
merischen Gesichtspunkten geschieht, ist daran allerdings 
wenig zu beanstanden und wäre eine Verhinderung dessen 
kaum verhohlener Protektionismus. Vielmehr sollte es wirt-

schaftspolitische Aufgabe sein, „Abwanderungen“ durch 
die Schaffung international wettbewerbsfähiger Standort-
bedingungen in Europa zu verhindern. Überdies zeigt eine 
Untersuchung von Übernahmen deutscher Unternehmen 
durch chinesische Investoren im Vergleich zu Investitionen 
aus anderen Ländern keine Auffälligkeiten bei der weiteren 
Entwicklung von Beschäftigungszahlen, Umsatz oder Patent-
anmeldungen. So konnte bei nur 4 von insgesamt 261 unter-
suchten Unternehmen eine positive globale Entwicklung des 
Unternehmens bei gleichzeitig verschlechterter Entwicklung 
am deutschen Standort festgestellt werden.48

Anders stellt sich die Situation dar, wenn man davon 
ausgeht, dass chinesische Investoren einer stärkeren staat-
lichen Kontrolle unterliegen und Investitionen somit nicht nur 
unternehmerische Ziele verfolgen. Daher besteht viertens 
die Sorge, Investitionen könnten vor allem politischen Zielen 
dienen, entweder, um dem Systemrivalen direkt zu schaden 
oder um Einfl uss auf politische Entscheidungen zu gewinnen. 
Zu bedenken ist jedoch, dass insbesondere ein Vorgehen, 
dessen offen erkennbares Ziel die direkte wirtschaftliche 

46   Vgl. hierzu ausführlich Kronberger Kreis (2008).
47   So weist Gros (2019) darauf hin, dass die Rendite von Direktinvestitionen, die EU-28-Länder im Ausland erzielen, in China im Vergleich zu anderen bedeu-

tenden Investitionszielen der EU am höchsten ist.
48   Vgl. Dürr et al. (2020). 
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Schädigung ist, kaum unbegrenzt möglich wäre, da entspre-
chende Gegenreaktionen zu erwarten sind.49 Dabei besteht 
ein nicht unbeträchtliches „Vergeltungspotenzial“. So waren 
2017 in deutschen Tochterfi rmen chinesischer Unternehmen 
57.000 Personen beschäftigt (0,12 Prozent der Gesamtbe-
schäftigung), während in chinesischen Tochterunternehmen 
von deutschen Firmen 801.000 Beschäftigte (0,1 Prozent der 
Gesamtbeschäftigung) angestellt waren.50 Eine unmittelbare 
und aktive wirtschaftliche Schädigung erscheint daher eher 
unwahrscheinlich. 

Für ein Vorgehen hingegen, das chinesische Investiti-
onen als Druckmittel für politische Entscheidungen einsetzt, 
lassen sich durchaus Indizien fi nden. Beispielweise wird die 
griechische Blockade einer EU-Erklärung vor den Vereinten 
Nationen, in der Chinas Menschenrechtsverletzungen kritisiert 
werden sollten, im Zusammenhang mit dem chinesischen 
Mehrheitsanteil am Hafen von Piräus gesehen.51 Derartige 
politische Anfälligkeiten der EU gilt es in der Tat zu überwin-
den. Es spricht jedoch vieles dafür, zu diesem Zweck eher in 
der Außen- und Sicherheitspolitik vom Einstimmigkeitsprinzip 
abzuweichen, statt eine generelle Verhinderung chinesischer 
Investitionen anzustreben. Ob Infrastrukturinvestitionen eine 
über eher „diplomatische“ Beeinfl ussung hinausgehende, di-
rekte Schädigung überhaupt ermöglichen, ist ohnehin frag-
lich, weil physische Infrastruktur unter der Verfügungsgewalt 
des Empfängerlandes von Investitionen verbleibt.52

Eine auf unmittelbare Sicherheitsaspekte beschränkte Inves-
titionskontrolle sollte stärker auf EU-Ebene koordiniert wer-
den. Dies wäre allein schon deshalb angezeigt, da nicht alle 
europäischen Länder über ein Prüfverfahren für ausländische 
Investitionen verfügen und so die deutschen Vorschriften 
durch die Gründung von Scheinfi rmen in anderen EU-Län-
dern, für die dann die Kapitalverkehrsfreiheit innerhalb Euro-
pas gilt, unterlaufen werden können. Vor allem aber diente es 
dem Ziel, stärker und geeinter für geopolitische Interessen 
Europas einzutreten, wenn auch auf europäischer Ebene der 
Bereich bestimmt wird, in dem Sicherheitsinteressen im en-
geren Sinne durch ausländische Investitionen betroffen sein 

könnten. Weiterhin dürfte der Marktzugang für Investitionen 
nur dann als Druckmittel in internationalen Verhandlungen 
wirken, wenn eine entsprechend einheitliche „Drohkulisse“ 
auf europäischer Ebene aufgebaut werden kann. Dies sollte 
jedoch anhand möglichst klar defi nierter und transparenter 
Instrumente erfolgen, die eindeutig und erkennbar auf die 
Herstellung von Reziprozität abzielen, und nicht auf poli-
tischen Ad-hoc-Entscheidungen im Einzelfall und großem 
Entscheidungsspielraum beruhen.

Ein mögliches Vorgehen könnte die Beschränkung aus-
ländischer Investitionen in Fällen sein, bei denen betroffene 
Unternehmen erheblich von öffentlicher Förderung profi tiert 
haben, sei es durch Forschungsförderung oder Krisenhilfen.53 
Bei fehlender Reziprozität profi tieren investierende Länder 
von der öffentlichen Förderung in Deutschland, lassen dies 
umgekehrt aber nicht zu. Denkbare transparente und quan-
tifi zierbare Kriterien, auf deren Basis mögliche Eingriffe erfol-
gen könnten, wären die rechtlichen Bestimmungen des In-
vestorlandes, ein grob ungleich verteiltes Investitionsvolumen 
zwischen Empfänger- und Investorland, die Wissensintensität 
und der Anteil staatlicher Förderung. 

Weiterhin können Beschränkungen oder Aufl agen bei 
Firmenübernahmen erforderlich sein, wenn wettbewerbliche 
Bedenken bestehen und durch die Übernahme die Mono-
polisierung eines Marktes droht. Diese Entscheidung sollte 
jedoch den Kartellbehörden überlassen sein und nicht poli-
tisch beeinfl usst werden, denn auch bei chinesischen Über-
nahmen droht nicht per se eine Monopolisierung.

Keinesfalls erforderlich ist hingegen eine staatliche Be-
teiligung an Unternehmen, um deren Übernahme durch chi-
nesische Investoren, aus welchen Gründen auch immer, zu 
verhindern. Das Risiko eines aus Sicherheitsbedenken oder 
Wettbewerbsgründen untersagtem Investitionsvorhaben hat 
der veräußernde Investor oder Unternehmer zu tragen, nicht 
der Steuerzahler. Ebenso besteht kein Anrecht auf die Er-
zielung von Veräußerungserlösen, die wegen vermeintlicher 
Bereitschaft des chinesischen Staates, überhöhte Preise zu 
zahlen, über Marktpreisen liegt. Eine „Abwehrbeteiligung“ 
des Bundes läuft vielmehr Gefahr, zum Anlaufpunkt für wirt-
schaftlich schlecht dastehende, aber politisch einfl ussreiche 
Unternehmen zu werden, die keinen privaten Investor fi nden 
können. Warum in solchen Fällen der Staat auf Kosten des 
Steuerzahlers einspringen soll, ist nicht ersichtlich.

5.2 Transparente und klar definierte 
 Instrumente auf europäischer Ebene

49   So auch die Argumentation des Kronberger Kreises (2008) im Zusammenhang mit ausländischen Staatsfonds.
50   Vgl. Dürr et al. (2020).
51   Siehe www.reuters.com vom 18. Juni 2017: „Greece blocks EU statement on China human rights at U.N.“ 
52   So wurden von den geplanten Investitionen des chinesischen Unternehmens COSCO am Hafen in Piräus ungefähr die Hälfte geblockt, um Gebiete des Ha- 

fens von archäologischem Interesse zu erhalten. Siehe www.wsj.com vom 3. April 2019: „China’s Biggest Investment in Greece Blocked by Archaeological 
Authority”.

53   Vgl. Felbermayr (2018). 
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Öffentliche Auftragsvergabe als Druckmittel?

China steht zunehmend in der Kritik, noch nicht dem WTO-
Abkommen zur öffentlichen Beschaffung (GPA – Government 
Procurement Agreement) beigetreten zu sein, in dem Unter-
zeichner die diskriminierungsfreie Behandlung ausländischer 
Bewerber um öffentliche Aufträge ab einem Mindestvolumen 
und in bestimmten Bereichen zusichern.54 Darum sähen sich 
europäische Unternehmen bei der Vergabe öffentlicher Auf-
träge in China erheblich behindert und würden oft faktisch 
ausgeschlossen, während europäische Ausschreibungen für 
chinesische Bieter grundsätzlich zugänglich seien. Quanti-
tative Aussagen über den bilateralen Umfang der Vergabe 
öffentlicher Aufträge lassen sich mangels Datengrundlage 
kaum verlässlich treffen. Die EU-Kommission beziffert die 
Gesamtgröße des Beschaffungsmarktes in der EU-28 für 
2017 auf knapp über 2 Billionen Euro. Cernat/Kutlina-Di-
mitrova (2020) nennen für das EU-Volumen der öffentlichen 
Beschaffungsaufträge, deren Umfang die Mindestwerte des 
GPAs übertreffen, einen Wert von ca. 400 Milliarden Euro und 
schätzen, dass davon ungefähr 50 Milliarden Euro an auslän-
dische Unternehmen erteilt wurden.55

Seit einigen Jahren wird vor diesem Hintergrund auf 
europäischer Ebene die Einführung eines internationalen Be-
schaffungsinstrument (IPI – International Procurement Instru-
ment) diskutiert.56 Dieses würde der Europäischen Kommis-
sion ein Untersuchungsrecht einräumen, um festzustellen, ob 
EU-Unternehmen in Bereichen, die nicht unter ein bestehen-
des GPA- oder Freihandelsabkommen fallen, bei der öffent-
lichen Auftragsvergabe in einem Drittland benachteiligt wer-
den. Sollten Diskriminierungen festgestellt werden, könnten 
– nach einer zwischengeschalteten Konsultationsphase – 
ausländische Angebote für öffentliche Aufträge im europä-
ischen Binnenmarkt mit einer Preiskorrektur von bis zu 20 
Prozent belegt werden, so dass Angebote konkurrierender 
Unternehmen aus anderen Ländern im Vergleich besserge-
stellt würden. In einer früheren Fassung des Vorschlags aus 
dem Jahr 2012 war als Sanktionsmittel hingegen noch der 
vollständige Ausschluss von Unternehmen aus betroffenen 
Drittstaaten von öffentlichen Ausschreibungen vorgesehen.

Die mit diesem Vorschlag verbundene Hoffnung ist, dass 
ein strategischer Einsatz des Zugangs zum europäischen Be-
schaffungsmarkt andere Länder zur Öffnung des eigenen Be-
schaffungsmarktes bewegen könnte. Bedacht werden muss 
jedoch einerseits das Risiko möglicher Gegenmaßnahmen 
von Ländern mit offenen Beschaffungsmärkten in anderen 
Bereichen. Andererseits kann der Ausschluss ausländischer 
Unternehmen zu einer Verringerung des Wettbewerbsdrucks 
führen, mit der Gefahr, dass Qualität oder Kosteneffi zienz lei-
den. Dies gilt umso mehr, da der Anteil der Ausschreibungen, 
für die nur ein einziges Unternehmen überhaupt ein Angebot 
abgegeben hat, erheblich ist und im Zeitraum von 2006 bis 
2016 von 14 auf 29 Prozent gestiegen ist.57 Entsprechend 
sind Zweifel an der Existenz von wirksamen Wettbewerbs-
kräften bei der öffentlichen Auftragsvergabe angebracht.

Über diese Einwände mag man hinwegsehen, wenn sich 
über das IPI ein wirksames Druckmittel in internationalen Ver-
handlungen ergibt, um insbesondere den chinesischen Be-
schaffungsmarkt weiter zu öffnen und mehr Reziprozität beim 
Marktzugang herzustellen. Ob dies im Verhältnis zu China, 
dessen Unternehmen trotz einzelner Gegenbeispiele im euro-
päischen Binnenmarkt eine eher geringe Präsenz haben dürf-
ten, ein wirklich wirksamer Verhandlungshebel ist, um den 
riesigen, von Staatsunternehmen dominierten Beschaffungs-
markt zu öffnen, steht dahin. Aus verhandlungstaktischen 
Gesichtspunkten erscheint auch die Drohkulisse einer bloßen 
Preiskorrektur um maximal 20 Prozent wenig überzeugend, 
da diese nur bei der Auswahl der Bewerber berücksichtigt 
wird und wieder entfällt, sollte das ausländische Gebot ge-
wählt werden. Derartige Vorbehalte müssen in Erwägung ge-
zogen werden und die Schaffung eines IPIs auf europäischer 
Ebene sollte nur dann verfolgt werden, wenn hinreichende 
Aussichten bestehen, dass auf diese Weise tatsächlich mehr 
Reziprozität erreicht werden kann. Es ist kein zwangsläufi ger 
Nachteil, einen einseitig offeneren Beschaffungsmarkt zu 
haben, auf dem ausländische Unternehmen für mehr Wett-
bewerb sorgen und sich mit besseren Preisen oder höherer 
Qualität durchsetzen.

6 Öffentliche Auftragsvergabe als Druckmittel?

54   Allerdings wird für die unterzeichnenden Staaten jeweils individuell defi niert, welche Bereiche unter das Abkommen fallen, so dass sich diese von Land zu Land 
unterscheiden können.

55   Dabei werden neben der direkten Vergabe von Projekten an ausländische Unternehmen, die nur knapp 5 Milliarden Euro umfasst, auch die wesentlich umfang-
reichere indirekte Vergabe an inländische Tochterunternehmen ausländischer Firmen sowie die Verwendung importierter Güter und Zwischenprodukte durch 
heimische Unternehmen berücksichtigt.

56   Vgl. Europäische Kommission (2016). 
57   Vgl. Europäische Kommission (2017).
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Europäische Champions?

Bereits vor dem Ausbruch der Corona-Pandemie wurde nicht 
zuletzt in Reaktion auf China intensiv diskutiert, ob und in 
welcher Form eine strategische Industriepolitik zur Förderung 
ausgewählter Sektoren in Europa verfolgt werden sollte.58 Die 
Europäische Kommission steht dabei unter wachsendem 
Druck, eine Anpassung der Beihilfe- und Wettbewerbsregeln 
vorzunehmen, um eine aktivere staatliche Förderung indus-
triepolitischer Projekte zuzulassen. Immer stärker im Fokus 
dieser Debatte steht die politische Forderung nach der Schaf-
fung „europäischer Champions“. So wurde beispielsweise die 
Vorstellung des deutsch-französischen Vorschlags für einen 
europäischen Wiederaufbaufonds explizit mit dem Ziel ver-
bunden, verstärkt „europäische Champions“ zu schaffen, 
und darauf verwiesen, dass ein solcher Ansatz nicht nur in 
China, sondern auch in anderen Wirtschaftsräumen wie Süd-
korea oder den USA verfolgt werde.59

Problematisch an Forderungen nach „Champions“ 
ist allein schon die defi nitorische Unschärfe. Schließlich ist 
völlig unklar, was ein Unternehmen – neben einer wie auch 
immer gearteten politischen Sonderbehandlung – zu einem 
„Champion“ macht.60 Ausschlaggebend scheinen vor allem 
Größenindikatoren wie Börsenwert, Umsatz oder Beschäftig-
tenzahlen zu sein, die jedoch keineswegs zwangsläufi g auf 
(zukünftigen) unternehmerischen Erfolg hindeuten müssen. 
Die Diagnose, es gebe in Europa nicht genügend „Champi-
ons“, ist vor diesem Hintergrund kaum haltbar. Wenn über-
haupt, besteht – z.B. mit Blick auf die deutsche Automobil-
industrie – eine zu große Abhängigkeit vom fortgesetzten 
Erfolg einzelner Großunternehmen in Branchen, hinter deren 
Zukunftsperspektiven gewisse Fragezeichen stehen. Ein 
Blick auf Abbildung 9 verdeutlicht zudem, dass Europa zu-
mindest im Hinblick auf staatliche Beteiligung an multinatio-
nalen Unternehmen bereits jetzt näher am asiatischen Modell 
der „Champions“ ist als am nord-amerikanischen.

Weiterhin zu hinterfragen ist auch, wann ein „Champion“ 
überhaupt „europäisch“ ist. Die sich auch nach Corona nicht 
schlagartig verändernde Realität globalisierter Wertschöpfung 
bedingt, dass auf globaler Ebene erfolgreiche Unternehmen 
auch weltweit tätig sind. Vor diesem Hintergrund europäische 
Mindestanteile für Produktion, Umsatz, Beschäftigung oder 
Eigentümerstruktur zu defi nieren, dürfte sich daher kontra-
produktiv auf die Entwicklungschancen global erfolgreicher 
Geschäftsmodelle auswirken.

Diese Einwände sind mehr als rein akademischer Na-
tur. Sie unterstreichen vielmehr, dass von einem unscharfen 
Ansatz der Förderung „europäischer Champions“ vor allem 
etablierte Großunternehmen profi tieren dürften. Schließlich 
können sie auf Basis bisherigen Erfolgs oder historisch ge-
wachsener politischer Verquickungen am lautesten auf tat-
sächliche oder vermeintliche Gefahren durch chinesischen 
Wettbewerb hinweisen, um Vorteile für das eigene Geschäfts-
modell herauszuschlagen. 

Dies verdeutlicht nicht zuletzt der Ausgangspunkt der 
Debatte um vermeintlich verhinderte „europäische Champi-
ons“: Der untersagten Fusion von Siemens und Alstom wird 
nicht nur in Paris und Berlin angesichts des Wettbewerbs 
durch das chinesische Eisenbahnunternehmen CRCC noch 
immer erkennbar nachgetrauert. Bei näherem Hinsehen ist 
die Angst vor übermächtiger Konkurrenz des chinesischen 
Eisenbahnbaus jedoch eher eine Phantomdebatte um einen 
Wettbewerb, den es noch gar nicht gibt. Da staatliche Auf-
träge in China ohnehin an CRCC gehen, ist der chinesische 
Markt für Siemens und Alstom im Prinzip abgeschottet. 

7 Europäische Champions?

58   Siehe exemplarisch die Diskussionen auf einer Tagung der Stiftung Marktwirtschaft (2019) zur Veranstaltung „Wettbewerb und Industriepolitik – Mehr Gegen-
satz oder mehr Ergänzung?“.

59   Siehe www.bundeskanzlerin.de vom 18. Mai 2020: „Wortlaut der Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem französischen Präsidenten Emmanuel 
Macron“.

60   Vgl. Heim/Midões (2019).

Anzahl der 100 wertvollsten Unternehmen nach Marktkapitalisierung (rechte)

Anzahl multinationaler Unternehmen mit staatlicher Beteiligung (linke Skala)
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Abbildung 9: 
Multinationale Unternehmen mit staatlicher Beteiligung 

Quelle: König (2020) auf Basis von UNCTAD, World Investment Report 

2019; PwC, Global Top 100 companies by market capitalisation, July 2019.
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Umgekehrt spielen ausländische Umsätze für CRCC, trotz 
einer Unternehmensstrategie, die eine „Priorisierung“ auslän-
discher Märkte vorsieht, eine völlig vernachlässigbare Rolle 
und stellen weltweit im Geschäftsjahr 2019 weniger als 5 
Prozent des Gesamtumsatzes dar.61 Auch wenn nicht ausge-
schlossen ist, dass sich diese Anteile in Zukunft verschieben, 
zeugt es von wenig Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten, den 
Wettbewerb schon im Vorhinein aufgeben zu wollen. 

Eine Aufweichung des europäischen Wettbewerbsrechts 
mit dem Ziel, Zusammenschlüsse europäischer Unternehmen 
als „Champions“ verstärkt zuzulassen, bedeutete nichts an-
deres, als innereuropäische Monopolstellungen zu Lasten eu-
ropäischer Konsumenten zu riskieren oder billigend in Kauf zu 
nehmen. Schon in der kurzen Frist ist dabei völlig unklar, ob 
bzw. inwieweit sich aus resultierendem Größenwachstum zu-
sätzliche Wettbewerbsfähigkeit ergibt. In der langen Frist sind 
negative Effekte auf die Innovationsfähigkeit betroffener Bran-
chen zu erwarten. Tatsächlich fi ndet die empirische Literatur 
zu Firmenfusionen keinen Nachweis für eine Verbesserung 
der operativen Performance nach Fusionen, während sich 
ein langfristig negativer Effekt auf die Aktienpreisentwicklung 
des übernehmenden Unternehmens nachweisen lässt.62 An 
Fusionen geknüpfte Hoffnungen auf steigende Effi zienz erfül-
len sich mithin eher selten. Ebenso deuten Untersuchungen 
daraufhin, dass kleine Firmen mit größerer Wahrscheinlichkeit 
bedeutende Innovationen hervorbringen, da sie häufi ger in die 
Entwicklung neuer Technologien und disruptiver Innovationen 
investieren als große Unternehmen, deren Fokus stärker auf 
der Weiterentwicklung bereits etablierter Technologien liegt.63 

In der politischen Debatte völlig unter geht, dass der ver-
meintliche Erfolg anderer Länder mit dortigen „Champions“ 
alles andere als unumstritten ist. Während die warnenden 
Stimmen vor der mangelnden Fähigkeit europäischer Un-
ternehmen, mit quasi-staatlichen Wettbewerbern aus China 
auf Augenhöhe zu konkurrieren, lauter werden, haben die 
jüngsten behördlich orchestrierten Zusammenschlüsse chi-
nesischer Staatsunternehmen einen deutlichen Rückgang 
der Profi tabilität nach sich gezogen.64 Ebenso haben die als 
„Chaebols“ bezeichneten südkoreanischen Industriekonglo-
merate, zu denen u.a. Hyundai, LG und Samsung gehören, 
zwar eine bedeutende Rolle in Südkoreas wirtschaftlichem 
Aufholprozess gespielt. Mittlerweile werden sie dort jedoch 

vor allem wegen ihres politischen Einfl usses samt Korrup-
tions- und Bestechungsskandalen sowie ihrer Marktmacht 
kritisiert und als Innovationshemmnis gesehen.65 Für die 
USA kommt eine vielbeachtete Untersuchung von Philippon 
(2019) zu dem Schluss, dass eine Schwächung der US-ame-
rikanischen Wettbewerbskontrolle – mit anderen Worten ein 
stärkeres Zulassen nationaler „Champions“ – über die letz-
ten 20 Jahre erhebliche negative Auswirkungen auf Löhne, 
Inves titionen, Produktivität, Wachstum und Ungleichheit in 
den USA gehabt habe. 

All dies verdeutlicht, dass es für die wirtschaftliche Ent-
wicklung Europas weder Erhalt noch Konsolidierung noch 
selektiver Förderung von Großunternehmen bedarf, sondern 
vor allem der Aufrechterhaltung wettbewerblicher Reibungs-
prozesse und der Fähigkeit, ständig neue und innovative un-
ternehmerische Herausforderer etablierter Konzerne hervor-
zubringen. Innereuropäischer Wettbewerb sollte deshalb als 
Triebfeder global erfolgreicher Unternehmen gesehen werden 
und keinesfalls als Hindernis.

Auch der bislang konkreteste Ansatz zur Förderung „eu-
ropäischer Champions“, nämlich der seit kurzem auf EU-Ebe-
ne verfolgte Einsatz sogenannter „Important Projects of Com-
mon European Interests“ (IPCEI), ist kritisch zu beurteilen. Er 
ermöglicht staatliche Beihilfen für einzelne, ausgewählte Pro-
jekte, solange sie Zielen der Europäischen Union dienen und 
unternehmensseitige Ko-Finanzierung beinhalten, mehr als 
ein Mitgliedstaat beteiligt ist, positive Spillover-Effekte zu er-
warten sind und „äußerst ehrgeizige“ Forschungs- und Inno-
vationsvorhaben verfolgt werden. Die bislang als IPCEI geför-
derten Konsortien im Bereich der Mikroelektronik im Umfang 
von 1,75 Milliarden Euro sowie bei der Batteriezellenfertigung 
mit 3,2 Milliarden Euro verdeutlichen den selektiven Charak-
ter einer solchen Industriepolitik. 

Vor einer stärkeren Fokussierung auf derartige indus-
triepolitische Einzelprojekte, die in augenscheinlich lang-
wierigen bürokratischen Verhandlungen unter ministerialer 
Federführung entstehen, kann vor dem Hintergrund der Ar-
gumente gegen eine selektive Innovationslenkung und -pla-
nung durch politische Entscheidungsträger (siehe Kapitel 3.4) 
nur gewarnt werden. Die bloße politische Überzeugung, in 
bestimmten Bereichen wie der Herstellung von Batteriezel-
len oder Halbleitern müsse Wertschöpfung auch in Europa 

61   Vgl. CRCC (2020).
62   Vgl. für einen empirischen Überblick Martynova/Renneboog (2009).
63   Vgl. Akcigit/Kerr (2018).
64   Vgl. Lardy (2019), demzufolge die Profi tabilität der durch SASAC verwalteten Staatsunternehmen gemessen an der Kapitalrendite in den zehn Jahren bis 2017 

von 6,7 auf 2,6 Prozent gefallen ist.
65   Es sollte nachdenklich stimmen, dass man in Europa das südkoreanische Modell imitieren will, während in Südkorea das deutsche Mittelstandsmodell als 

Vorbild gesehen wird. Siehe www.politico.eu vom 28.5.2020: „Merkel and Macron need a Korean lesson“.
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Bausteine einer offensiven Antwort auf den Systemwettbewerb

Eine einfache Patentlösung als „silver bullet“ im Systemwett-
bewerb mit China gibt es nicht. Vielmehr ist die Gefahr groß, 
mit Schutzinstrumenten und Gegenreaktionen, die kurzfristig 
Tatkraft und Handlungsfähigkeit ausstrahlen und daher poli-
tisch attraktiv sind, langfristig die Stärken des eigenen wett-
bewerbsgetriebenen und marktwirtschaftlichen Systems aufs 
Spiel zu setzen. Die EU sollte auf Basis der in den voranste-
henden Kapiteln diskutierten Maßnahmen den Zugang zum 
Binnenmarkt für chinesische Unternehmen in Einzelfällen nur 
aus möglichst eng zu fassenden Sicherheitsbedenken oder 
bei wettbewerblichen Verdrängungsstrategien verhindern. 
Darüber hinaus kann versucht werden, anhand transparenter 
Kriterien möglichst EU-weit einheitliche Instrumente der In-
vestitionskontrolle und der öffentlichen Auftragsvergabe zu 
entwickeln, um diese als Druckmittel bei der Schaffung von 
Reziprozität beim Marktzugang einzusetzen.

Auch die Suche nach einer möglichst offensiven Antwort 
auf die Herausforderung durch den Systemwettbewerb fällt 
politisch schwer. Aus einem langfristig innovationsfördernden 
Vorgehen, das technologieoffene Rahmenbedingungen für 
Forschung und Entwicklung sowie unternehmerische Innova-
tion verbessert, lässt sich kurzfristig weniger politisches Kapi-
tal schlagen als aus großzügig subventionierten Spatenstich-
en für ausgewählte „Zukunftsprojekte“. Es wäre dennoch 
fatal, sollte die sich abzeichnende drastische Ausweitung von 
EU-Finanzmitteln einen Trend zu mehr Dirigismus und zen-
tralstaatlicher, interventionistischer Innovationsplanung nach 
chinesischem Vorbild befeuern. 

Eine glaubhafte, offensive Antwort Europas wird zudem 
dadurch erschwert, dass die ausgabenseitigen Prioritäten auf 

8 Bausteine einer offensiven Antwort auf den Systemwettbewerb

Abbildung 10: 
Planung des europäischen Finanz rahmens 2021-2027
Vorschlag der EU-Kommission, inkl. „Next Generation EU“

Quelle: EU-Kommission (2020c).
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EU-Ebene von den weniger zukunftsorientierten Bereichen 
Agrar- und Strukturpolitik dominiert werden (vgl. Abbildung 
10). Zwar mag darunter mancher Posten auch Innovationen 
bewirken, aber gerade bei den – bezeichnenderweise – un-
ter Strukturpolitik fallenden, avisierten 560 Milliarden Euro der 
„Aufbau- und Resilienzfaszilität“ ist zu befürchten, dass sie 
bestenfalls der Wiederherstellung eines wenig zukunftsträch-
tigen Status quo ante dienen und schlimmstenfalls in mehr 
oder minder dubiosen Quellen versickern.68 Wenig glaub-
haft erscheinen Beteuerungen der EU-Kommission, durch 
„technische Unterstützung“ eine innovationsfördernde und 
zukunftsgerichtete Verwendung der Mittel sicherzustellen. 

erfolgen, ist kein überzeugender Nachweis eines Marktver-
sagens. Derartige Annahmen sind letztlich Anmaßung von 
Wissen und haben sich in der Vergangenheit gerade in Eu-
ropa oft genug als kostspieliger Irrtum erwiesen.66 Trotz der 
zweifelsohne innovationsfördernden Intention dürften Ent-

scheidungen auch hier maßgeblich von der Überzeugungs-
arbeit etablierter Unternehmen beeinfl usst werden und sind 
Verzerrungswirkungen zu Lasten anderer Technologien und 
Benachteiligungen zu Ungunsten möglicher Wettbewerber 
unvermeidbar.67

66   Owen (2012) liefert einen wirtschaftshistorischen Überblick über größtenteils gescheiterte sektorspezifi sche Industriepolitik in Europa, darunter Versuche 
insbesondere von Frankreich und Großbritannien, gegen amerikanische Dominanz eine heimische Computerindustrie zu etablieren, sowie das kostspielige 
britisch-französische Projekt des Überschallfl ugzeugs Concorde. 

67   So existieren neben dem im Rahmen des IPCEIs geförderten Projekt zur Batteriezellenfertigung auch andere – bislang – nicht staatlich geförderte Investitions-
vorhaben. Beispielsweise plant ein Joint-Venture aus Volkswagen und dem schwedischen Unternehmen Northvolt den Bau einer Lithium-Ionen-Batterie-Fabrik 
in Salzgitter, siehe www.northvolt.com vom 2.12.2019: „Northvolt Zwei: Expanding the green blueprint for battery manufacturing into Germany“. 

68   Vgl. hierzu den entsprechenden Vorschlag der Europäischen Kommission (2020c) sowie König (2020) für eine ausführliche Diskussion europäischer Reaktionen 
auf die Corona-Pandemie.
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Bausteine einer offensiven Antwort auf den Systemwettbewerb

Wenn schon derart gewaltige Summen ins politische Schau-
fenster gestellt werden, sollte neben Streitereien um Höhe 
und Finanzierung die Diskussion um Mittelverwendung nicht 
vergessen werden. Abschließend sollen daher mögliche Bau-
steine einer offensiven Antwort auf chinesische Innovations-
anstrengungen diskutiert werden. 

Auf politischer Ebene wird der wirtschaftliche Systemwett-
bewerb mit China vor allem als ein Ringen zwischen „natio-
nalen“ Unternehmen und um Technologien interpretiert. Diese 
Perspektive verkennt jedoch schnell, dass es gerade in einer 
mehr und mehr digitalen und wissensintensiven Welt vor allem 
auf die menschliche Fähigkeit zur Entwicklung innovativer 
Technologien und erfolgreicher Unternehmen ankommt. Statt 
sich also zunehmend auf staatliche Investitionen in Fabriken 
und Firmen zu verlegen, sollte entsprechender politischer 
Ehrgeiz vor allem bei der Schaffung von Kompetenzen und 
im Wettbewerb um die „klügsten Köpfe“ an den Tag gelegt 
werden. Dank einer freiheitlichen und demokratischen Gesell-
schaft hat Europa darin gerade im Vergleich zu China eine 
bessere Ausgangsposition. Politische Aufgabe ist es, diese 
nicht zu verspielen, sondern vielmehr den Wettbewerb durch 
die kontinuierliche Verbesserung von Rahmen-, Lebens- und 
Arbeitsbedingungen auf allen Ebenen anzunehmen. Wenn es 
europäischen Bildungssystemen gelänge, auch in Zukunft 
mit die besten Forscher und unternehmerischen Talente her-
vorzubringen, und wenn es Ziel einer energischen Standort-
politik wäre, diese auch in Europa zu halten und gleichzeitig 
attraktiver für internationale Spitzenkräfte zu werden, dann 
dürfte für global erfolgreiche Unternehmen weiterhin kein 
Weg am Standort Europa vorbeiführen. Verheerend wäre es 
hingegen, wenn man – sobald die fi skalischen Kosten der 
Corona-Pandemie und umfassender staatlicher Rettungs- 
und Beihilfepolitik spürbar werden – den Rotstift gerade im 
Bereich der Bildungsinfrastruktur ansetzte.

Sich der Grenzen der Planbarkeit innovativer Prozesse be-

wusst zu sein, heißt weder, dass dem Staat keinerlei Be-
deutung im Innovationsprozess zukommt, noch dass ent-
sprechende Förderungen nicht quantitativ wie qualitativ 
verbessert werden können. Es zeigt vielmehr die Bedeutung 
von Technologieoffenheit sowie Dezentralität und Pluralität 
der Förderansätze und verdeutlicht die Notwendigkeit, die 
Rolle des Staates im Innovationsprozess zu überdenken. 

Anstelle industriepolitischer „Leuchtturmprojekte“ 
könnte, erstens, eher die gezielte Schaffung und Förde-
rung von einzelnen europäischen Spitzenuniversitäten oder 
-forschungseinrichtungen im Bereich von breitgefassten 
Technologiefeldern angestrebt werden, die als besonders 
zukunftsträchtig erachtet werden. Auch auf diese Weise 
ließe sich im besten Falle eine gewisse Lenkungswirkung 
erreichen, die jedoch eher ein ergebnisoffener Anstoß als 
politisches Vorschreiben gewünschter Ergebnisse wäre. Ge-
rade nach dem Austritt des Vereinigten Königreichs aus der 
EU droht das europäische Festland bei Forschungseinrich-
tungen mit globaler Strahlkraft in der absoluten Spitze den 
Anschluss zu verlieren.69 Ein Förderansatz, der ausschließ-
lich auf Forschungs- und Innovationsexzellenz setzt, ohne 
Berücksichtigung möglicherweise konfl igierender Ziele von 
Strukturförderung und Regionalpolitik, könnte daher eine 
sinnvolle Ergänzung europäischer Forschungsförderung 
sein. Ein stärkerer Fokus sollte dabei auf autonome und de-
zentrale Entscheidungsfähigkeit von Universitäten sowie ei-
nen möglichst fl ießenden Übergang zwischen akademischer 
Forschung und unternehmerischer Tätigkeit gelegt werden, 
um eine höhere Responsivität auf sich gerade in High-Tech-
Branchen schnell verändernde unternehmerische Anforde-
rungen sicherzustellen und innovative Ausgründungen zu 
erleichtern.70

Zweitens kann auch die Förderung von hochriskanten 
und bahnbrechenden vorwettbewerblichen Innovationspro-
jekten nach dem Vorbild von DARPA und ähnlichen For-
schungsagenturen verstärkt werden.71 Die Pläne zur dau-
erhaften Einrichtung eines „European Innovation Councils“ 
im Rahmen des nächsten Finanzrahmens der EU gehen in 
diese Richtung. Der Erfolg eines solchen Ansatzes beruht 
allerdings auf der Fähigkeit einer solchen Agentur, schnell 
und mit größtmöglicher Autonomie und Flexibilität über die 
Förderung ebenso wie die Einstellung von Projekten zu ent-
scheiden, ohne dabei auf bürokratische Vergaberegeln oder 
gerechte Verteilungsschlüssel zwischen Ländern oder mög-
liche Auswirkungen auf bestehende Industrien zu achten. 

8.2 Rolle des Staates im Innovationsprozess 
 überdenken

69   Beispielsweise listet das „Times Higher Education World University Ranking” unter den weltweit 25 führenden Universitäten zwei chinesische, aber keine 
Hochschule aus EU-Ländern (ohne Großbritannien).

70   Vgl. Rosenberg (2003), der die Rolle von „entrepreneurial universities“ mit entsprechenden Eigenschaften im US-amerikanischen Bildungssystem herausstellt.
71   Vgl. zu den Erfolgsfaktoren dieses Ansatz in den USA ausführlich Azoulay et al. (2019).

8.1 Fokus auf Kompetenzen und Wettbewerb 
 um die „besten Köpfe“
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Dies verlangt daher einen radikalen Bruch mit „Brüsseler Ge-
wohnheiten“ und sollte nur erfolgen, wenn man sich auf ein 
solches Vorgehen einigen kann.72 Die langwierig anmutende 
politische Findung von Leitung und Sitz der derzeit im Aufbau 
befi ndlichen deutschen Agentur für Sprunginnovationen, die 
ähnliche Ziele verfolgt, sollte als Warnung dienen.

Ein dritter Innovationshebel besteht im Bereich der öf-
fentlichen Auftragsvergabe, bei der Mittel stärker an neue 
Marktteilnehmer vergeben und an Innovationschancen aus-
gerichtet werden sollten. Dies ist insofern keine leichte Auf-
gabe, als dass sich der Bereich der öffentlichen Beschaffung 
traditionell eher durch Risikoaversion auszeichnet.73 Um die 
hohen politischen Kosten von Fehlschlägen auf Kosten von 
Steuergeldern zu minimieren, werden oft detaillierte Vorab-
spezifi kationen, die wenig Raum für Innovationen lassen, 
bevorzugt und wird eher auf den Erwerb von erprobten 
Fertigprodukten und auf Produzenten gesetzt, mit denen 
langjährige Beziehungen bestehen. Daher wird es nicht rei-
chen, lediglich die formalen Anforderungen zugänglicher für 
Startups zu machen, sondern ist im Bereich der öffentlichen 
Auftragsvergabe eine systematische Veränderung von Rah-
menbedingungen, Instrumenten und Programmen mit klarer 
Innovationsorientierung erforderlich.

Auch wenn es eine übermäßige „Geopolitisierung“ europä-
ischer Wirtschaftspolitik nach Kräften zu vermeiden gilt, be-
dingen die Realitäten des Systemwettbewerbs mit China, 
dass eine strikte Trennung von geopolitischen und wirtschaft-
lichen Interessen möglicherweise nicht immer gelingen kann.74 
Dieser Entwicklung sollte nicht unnötig durch eine europä-
ische Abkehr von einer regelbasierten und multilateralen, glo-
balen Handels- und Wirtschaftsordnung Vorschub geleistet 
werden. Dennoch stellen sich im Kontext einer zunehmend 
aggressiven chinesischen Diplomatie unbequeme Fragen. 
Die Handelsstreitigkeiten zwischen China und Australien, im 
Rahmen derer China als Vergeltung für die australische Forde-
rung nach einer unabhängigen Untersuchung zum Ausbruch 
der Corona-Pandemie Zölle auf australische Gerste verhängt 
und den Import von Fleischprodukten der vier größten austra-
lischen Produzenten untersagt hat75, zeigen, dass China nicht 

davor scheut, Handels- und Wirtschaftspolitik als politisches 
Druckmittel oder diplomatische Waffe einzusetzen. 

Die bislang von der EU verfolgte Strategie weitestgehen-
der diplomatischer Zurückhaltung gegenüber China mag – 
auch jenseits von Wirtschaftspolitik – mehr Früchte tragen als 
lautstarker Protest gegen manches Gebaren. Dennoch darf 
die Angst vor wirtschaftlicher Vergeltung nicht eine wirksame 
Verteidigung demokratischer, rechtsstaatlicher und freiheit-
licher Werte der EU verhindern. Die Grenzziehung, ab wann 
ein Eintreten für diese Werte auch die Opferung möglicher 
volkswirtschaftlicher Vorteile und unternehmerischer Interes-
sen erforderlich macht, ist alles andere als einfach.

Bestrebungen nach mehr Souveränität der EU sollten 
vor allem in „traditionellen“ geopolitischen Bereichen erfol-
gen. Dies dürfte ohne verstärkte Zusammenarbeit und nati-
onalstaatliche Souveränitätsabgabe in Bereichen der Sicher-
heits-, Außen- und Verteidigungspolitik kaum zu erreichen 
sein. Es zeugt daher von einem erheblichen Missverhältnis, 
dass der mehrjährige Finanzrahmen der EU ab 2021 vorsieht, 
hunderte Milliarden unter dem Deckmantel wie auch immer 
defi nierter wirtschaftlicher Souveränität zu investieren, aber 
lediglich 32,7 Milliarden Euro für eine gemeinsame Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik bereithält. 

Mögliche Projekte mit echtem europäischem Mehrwert 
könnten sich nicht zuletzt im sicherheitsrelevanten digitalen 
Raum ergeben, zumal auf mögliche Spillover-Effekte auf rein 
zivile digitale Innovationen zu hoffen wäre.76 Beispielsweise 
ist die EU im Hinblick auf Cyber-Sicherheit bislang nur in 
„beratender“ Funktion und mit einer budgetären und perso-
nellen Minimalbesetzung tätig77, obwohl eine gesamteuropä-
ische Handlungsfähigkeit hier offensichtliche Vorteile mit sich 
brächte. Auch im Bereich von Online-Diensten, die in China 
auch für die großangelegte Überwachung der eigenen Be-
völkerung instrumentalisiert werden, wären schlagkräftige 
europäische Kompetenzen wünschenswert, die sicherstel-
len, dass sich entsprechende Dienste hierzulande beispiels-
weise bei Datenerfassung und -auswertung innerhalb des 
geltenden Rechtsrahmen bewegen und Bürgerrechte nicht 
unterwandert werden. Ein in diesen Bereichen verstärktes eu-
ropäisches Engagement wäre allemal zielführender, als den 
politischen Unwillen zur nationalstaatlichen Souveränitätsab-
gabe in den Bereichen der Sicherheits-, Außen- oder Verteidi-
gungspolitik durch das Streben nach einer eher zweifelhaften 
„ökonomischen Souveränität“ überdecken zu wollen.

8.3 Geopolitische Handlungsfähigkeit und 
 -bereitschaft

72   Vgl. Fuest/Pisany-Ferry (2019).
73   Vgl. ausführlich hierzu Edler et al. (2015).
74   Vgl. Leonard et al. (2019).
75   Siehe www.politico.eu vom 2. Juni 2020: „As Australia clashes with China, the EU lies low“.
76   Vgl. Moretti et al. (2019), die die Existenz von positiven Spillover-Effekten von verteidigungsbezogener Forschung auf den zivilen Bereich empirisch zeigen.   
77   Vgl. Gros et al. (2019).
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Executive Summary

Executive Summary

Kontrolle angestrebt und gegen Dumping und Subventi-
onen gerichtete Schutzzölle stärker an den Nachweis klarer 
wettbewerblicher Verdrängungsstrategien geknüpft werden. 
Im Bereich der Investitionskontrolle sollte die Untersagung 
von Investitionen nur auf Grund von weiterhin sehr eng zu 

fassenden und europäisch zu defi nierenden Sicher-

heitsbedenken erfolgen. Überdies wären Beschränkungen 
anhand quantifi zierbarer Kriterien denkbar, wenn Firmen, die 
Ziel ausländischer Investoren sind, erheblich von öffentlicher 
Förderung in Europa profi tiert haben, ähnliche Investitionen 
im Herkunftsland des Investors jedoch nicht im gleichen 
Umfang möglich sind. Ebenso kann erwogen werden, den 
Zugang zum öffentlichen Beschaffungsmarkt in Europa 
einzusetzen, um nicht nur China zur Öffnung der eigenen öf-
fentlichen Auftragsvergabe zu bewegen.

Abseits von Defensivinstrumenten gilt es vor allem, eine 
möglichst offensive Antwort auf chinesische Innovations-
anstrengungen zu fi nden. Der völlig falsche Ansatz wäre 
hierbei, den wachsenden Forderungen nach einer selektiven 
Förderung „europäischer Champions“ nachzugeben. Der 
Verweis auf den vermeintlichen Erfolg ähnlicher Modelle in 
anderen Ländern verkennt die langfristigen Probleme, die 
sich in China oder Südkorea – aber auch den USA – infolge 
politischer Abhängigkeit und wirtschaftlicher Dominanz von 
wenigen Großunternehmen ergeben haben. Statt auf Erhalt, 
Konsolidierung oder selektive Förderung von Großunterneh-
men zu setzen, bedarf es für die wirtschaftliche Entwicklung 
Europas vor allem der Aufrechterhaltung wettbewerb-

licher Reibungsprozesse und der Fähigkeit, ständig 

neue und innovative unternehmerische Herausforderer 

etablierter Konzerne hervorzubringen. 
Eine offensive Antwort Europas im Systemwettbewerb 

sollte auf die Stärkung von Kompetenzen setzen und den 
Wettbewerb um die „besten Köpfe“ aktiv annehmen. 
Gerade die zur Bewältigung der wirtschaftlichen Folgen der 
Corona-Pandemie angestrebte massive Ausweitung des EU-
Haushalts sollte mit einer klugen Nutzung von Innovations-

hebeln verbunden werden, wie beispielsweise mit der Schaf-
fung von Spitzenuniversitäten oder -forschungseinrichtungen 
für breitgefasste Zukunftstechnologien, der Förderung auch 
von hochriskanten und bahnbrechenden vorwettbewerb-
lichen Innovationsprojekten oder einer stärkeren Innovati-
onsorientierung der öffentlichen Auftragsvergabe. Überdies 
bedarf es mehr politischer Handlungsfähigkeit und -be-

reitschaft gegenüber China in traditionell-geopolitischen 

Bereichen der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspo-
litik. Der Unwille zur dafür notwendigen nationalstaatlichen 
Souveränitätsabgabe sollte nicht durch das Streben nach 
einer zweifelhaften „ökonomischen Souveränität“ überdeckt 
werden.

Der vielzitierte Systemwettbewerb zwischen China und 

Europa wird nicht mehr nur auf die Konkurrenz zwischen 
den politischen und gesellschaftlichen Systemen sowie geo-
politische Interessenskonfl ikte bezogen, sondern zunehmend 
auch auf eine ökonomische Rivalität. Angesichts industrieller 
und digitaler Entwicklungssprünge in China wachsen die Be-
fürchtungen auf dem europäischen Kontinent, in unheilvolle 

Abhängigkeiten zu geraten und einen unwiederbring-

lichen Bedeutungsverlust zu erleiden. 
Problematisch dabei ist, dass sich in dieser auf Basis dif-

fuser Bedenken und vager politischer Schlagwörter geführten 
Debatte folgenreiche Trugschlüsse festgesetzt haben. Eine 
Renationalisierung von Wertschöpfung anzustreben, 
die Weltwirtschaft und technologische Fortschritte als 

Nullsummenspiele zu verstehen, den Schutz von Tech-

nologievorsprüngen zu verfolgen oder unter dem Eindruck 
chinesischer Industriepolitik eine Planung von Innovati-

onen mittels politischer Top-Down-Prozesse zu kopieren, 
brächte für Europa am Ende mehr Schaden als Nutzen.

Auch das chinesische Wirtschaftsmodell steht vor wach-
senden Herausforderungen, da die Grenzen investitions-

getriebenen und exportorientierten Wachstums sichtbar 
werden. Ob und inwieweit die (Wieder-)Ausweitung des 

staatlichen Einfl usses auf wirtschaftliches Geschehen 
in China bei einem Übergang zu einem innovationsgetriebenen 
Wachstumsmodell förderlich ist, steht in den Sternen. Politisch 
instrumentalisierten und propagandistisch aufgebauschten 
Ankündigungen einer glorreichen Technologie- Zukunft der 
chinesischen „Made in China 2025“-Strategie sollte in jedem 
Fall nicht allzu unkritisch Glauben geschenkt werden. 

Ungeachtet dessen sind Wettbewerbsverzerrungen 
durch chinesische Staatsunternehmen, umfangreiche Sub-
ventionen oder fehlende Reziprozität beim Marktzugang in 
China nicht zu bestreiten. Der politische Wunsch, aus diesem 
Grund europäische Unternehmen besser schützen zu 
wollen, ist durchaus verständlich. Er kann sich jedoch schnell 
als eine schiefe Ebene in Richtung Protektionismus er-
weisen, zumal die vorgebrachten Argumente nicht immer 
überzeugen können und das Ideal eines rein wettbewerb-
lichen „level-playing-fi elds“ schon im europäischen Binnen-
markt eher eine Illusion ist. Statt ökonomische Unsicherheit 
durch willkürliche und politisch motivierte Markteingriffe zu 
erhöhen oder sich auf einen Subventionswettlauf mit China 
einzulassen, sollten klare, transparente und europäisch 

einheitliche Mechanismen geschaffen werden, die idealer-
weise als glaubhaftes Druckmittel bei der Durchsetzung 

von Reziprozität beim Marktzugang eingesetzt werden 
können. 

Zu diesem Zweck sollte eine engere Verzahnung von 

Handelsschutzinstrumenten mit wettbewerblicher 


